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Wählen wirkt!
Steirische Arbeiterkammer wird neu gewählt

GLB-KPOGLB-KPOGLB-KPOGLB-KPO
Liste 5Liste 5Liste 5Liste 5

Steiermark, 27.3. bis 9.4.2014Endlich ist der graue Winter vorbei. Die Grazer Stadtgärtnerinnen Elke 
Fuchs und Melanie Spuller und viele ihrer Kolleginnen und Kollegen 

bringen Blumenpracht in die steirischen Grünanlagen. Nur schade, dass die 
Arbeiten, die uns am meisten erfreuen, oft nicht so gut bezahlt werden. Die 
steirische Volksstimme dankt allen, die dazu beitragen, dass wir uns im Früh-
ling über die Blumenpracht öff entlicher Grünanlagen freuen können.
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S E R V I C E  GLB-KPÖ BEI DER ARBEITERKAMMERWAHL  STÄRKEN!

 Für eine sozial gerechte Po litikPensionen – Ausgleichszulage
Mindestpension mit Ausgleichszu-
lage für Alleinstehende:  ...€ 857,73
für Ehepaare,  
Partnerschaften:  ...............€ 1.286,03
Erhöhung pro Kind:  ............€ 132,34 
(jeweils minus 5,1% für die Kran-
kenversicherung)

Mindestsicherung
Alleinstehende und 
Alleinerzieher/innen:  .........€ 813,99
Volljährige im gemeinsamen 
Haus halt (z.B. Ehegatten): .€ 610,49
ab 3. volljährige Person: .....€ 407,00
1. bis 4. Kind € 154,66, ab dem 
5. Kind gibt es € 187,22

Rezeptgebührenbefreiung
Bemessungsgrundlage (netto) 
orientiert sich an der Pensionen-
Ausgleichszulage (siehe oben) 
Rezeptgebühr 2014: € 5,40/Medi-
kament

Geringfügigkeitsgrenze:
€ 395,31/Monat

Obergrenze für Rundfunk-
Telefongebührenbefreiung/
Telefonentgeltzuschuss (netto):

1 Person: ....................€ 960,66
2 Personen: ........... € 1.440,35
3 Personen: ........... € 1.588,57

Familienbeihilfe
Zwischen 163,80 bei einem Kind 
unter 3 Jahren und 261,10 bei 4 
Kindern über 19; im September 
zusätzlich € 100,- für Kinder zw. 6 
und 15 Jahren; Erhöhung um Ge-
schwisterstaff el ab zwei Kindern; für 
erheblich behinderte Kinder kann 
erhöhte Familienbeihilfe beantragt 
werden.

P� egegeld (seit 2011 gleich):
Stufe 1: ..........154,20
Stufe 2: ..........284,30
Stufe 3: .........  442,90
Stufe 4: ..........664,30
Stufe 5: ..........902,30
Stufe 6: .......1.260,00
Stufe 7: .......1.655,80

www.mindestsicherungsrechner.at

DSA Karin 
Gruber
Herrengasse 
16, 
8010 Graz
Tel. 0316 / 
877 - 5101, 
E-Mail: 
karin.gruber@stmk.gv.at

GLB-KPO

Keine Politiker, sondern Leute, die 
fest im Arbeitsleben verankert sind. 
Leute, die wissen wie es in den 
Betrieben zugeht: Die Kandidatin-
nen und Kandidaten der Liste 5, 
GLB-KPÖ.

Die Arbeiterkammer ist die 
gesetzliche Vertretung der 
Arbeiter und Angestellten. 
Sie ist nicht nur Serviceein-
richtung für ihre Mitglieder, 
sie könnte auch politisch 
mehr bewegen. Das Grazer 
Stadtblatt sprach mit den 
GLB-KPÖ Arbeiterkammer-
rat Kurt Luttenberger über 
die AK-Wahlen, die vom 
27.3. bis 9.4 stattfi nden.

Stadtblatt: Ab Ende März � nden die 
steirischen AK-Wahlen statt, wie ist 
der GLB aufgestellt?
Kurt Luttenberger: Wir sind die 
Liste 5 bei der Arbeiterkammerwahl: 
„GLB-KPÖ“. Mit Hilde Tragler 
(Betriebsrätin Magna Graz), Uwe 
Süss aus Leoben (Betriebsrat Stahl-
Donawitz) und mir (Betriebsrat b� -
Steiermark) haben wir ein Team, das 
die Welt der Arbeit sehr gut kennt. 

Fast zwei Drittel der Wahlberech-
tigten gingen zuletzt nicht wählen. 

Warum?
Es ist wichtig, das Wahlrecht bei der 
Arbeiterkammerwahl zu nützen. 
Wir zahlen ja auch unsere Beiträge 
zur gesetzlichen Arbeiter- und An-
gestelltenvertretung. Leider tragen 
die Rot-schwarzen Kammerfunk-
tionäre die Regierungspolitik von 
SPÖ und ÖVP mit, statt auf die 
Interessen und Nöte unserer Mit-
glieder zu achten. Davon sind viele 

AK-Wahlberechtigte frustriert. Aber 
gerade deshalb wäre es besonders 
wichtig, diesmal wählen zu gehen 
und eine Alternative, die Liste 5 - 
GLB-KPÖ, zu stärken. 

Wie wirkt der GLB in der Arbeiter-
kammer?
Der GLB setzt sich konsequent 
für die Rechte der Beschäftigten 
ein. Wir sind für Senkung statt 
Ausdehnung von Arbeitszeiten, die 
Anhebung der Löhne, faire Arbeits-

RICHTSÄTZE 2014

Kurt Luttenberger un-
terrichtet am b�  und ist 
dort auch Betriebsrat. Der 
Vater von drei Kindern 
ist Arbeiterkammerrat 
und tritt für den Gewerk-
schaftlichen Linksblock 
(GLB-KPÖ) bei den Arbei-
terkammerwahlen an.

 Für eine sozial gerechte Po litik Für eine sozial gerechte Po litik Für eine sozial gerechte Po litik Für eine sozial gerechte Po litik
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M E I N U N G GLB-KPÖ BEI DER ARBEITERKAMMERWAHL  STÄRKEN!

 Für eine sozial gerechte Po litik

Es gibt in unserem Land so viele Arbeitslose wie noch 
nie. Löhne und Gehälter reichen für viele Menschen 

nicht aus, um die dringendsten Bedürfnisse zu decken. 
Man braucht seine ganze Kraft, um Tag für Tag über die 
Runden zu kommen.
Und jetzt gibt es schon wieder eine Wahl. Die 110 Mit-
glieder der AK-Vollversammlung werden gewählt. Hat es 
überhaupt einen Sinn, da hinzugehen? Die SPÖ-Vertreter in 
der Arbeiterkammer reden gegen Belastungen, die von den 
SPÖ-Vertretern in  Bund und Land durchgesetzt werden. 
Ein und dieselben Leute sind in der AK gegen den Regress 
und im Landtag dafür.
Soll man zu dieser Wahl gehen? Ich meine, dass man 
das sollte. Wir haben nämlich eine Wahl. In der Vollver-
sammlung sind zwei Mandatare der Liste GLB-KPÖ. Kurt 
Luttenberger hat schon gezeigt, dass Wort und Tat bei ihm 
übereinstimmen. Und dass er sich kompromisslos für die 
Rechte der arbeitenden Menschen einsetzt.
Deshalb sollte man ihn bei der AK-Wahl unterstützen.

Ihr KPÖ-LAbg. Werner Murgg
Tel. 03842 / 22670

LAbg. Werner Murgg

Sie haben 
die Wahl 

wähl´ Liste 5
Die AK-Wahl muss ein Denkzettel 
gegen Lohnkürzung, Leistungs-
druck, Sozialabbau, Überwa-
chung und P� egeregress wer-
den.

Arbeiterkammerwahl:
Steiermark 27.3. - 9.4. 2014 

Wer, wie, wann, wo
Wahlinfos und -materialien wur-
den von der AK versendet. Alle, 
die sie bekommen haben, sind 
wahlberechtigt.
Drei Möglichkeiten zu wählen 
gibt es:
Eine Wahlkarte wird automatisch 
zugeschickt, wenn es im Betrieb 
keine Wahlkommission gibt. Die 
kann man per Briefwahl nutzen.
Das öff entliche Wahllokal in Graz 
ist die Arbeiterkammer in der 
Hans-Resel-Gasse 8–14. Zwischen 
27. März und 9. April kann gewählt 
werden; die genauen Uhrzeiten 
werden medial bekanntgegeben; 
bei Unsicherheit bitte bei uns 
nachfragen (Tel.: 0660/14 26 080).
Wenn im Betrieb gewählt werden 
kann, wird durch Ankündigungen 
an den schwarzen Tafeln oder 
durch den Betriebsrat über das 
Wann und Wo informiert. 

Achtung! Wer schon jetzt weiß, 
dass er zu den Wahlzeiten nicht 
im Betrieb ist, hat die Möglichkeit 
bis 24. März 2014 schriftlich eine 
Wahlkarte beim AK-Wahlbüro 
(Hans-Resel-Gasse 6, 8020 Graz, 
Tel. 05-7799-2576, wahlbuero@
akstmk.at) zu beantragen. Es kann 
dann mit dieser Wahlkarte entwe-
der per Brief oder im öff entlichen 
Wahllokal gewählt werden.

bedingungen und gegen längere 
Ladenö� nungszeiten. Wir kämpfen 
gegen Verschlechterungen bei Sozi-
alleistungen.
Was kann der Linksblock bewegen?
Dass die steirische AK jetzt mit 
großer Mehrheit gefordert hat, den 
P� egeregress abzuscha� en, ist auch 
ein Verdienst des Gewerkscha� li-
chen Linksblocks, der über Jahre 
hinweg Druck gemacht hat. Pikant 
ist das Abstimmungsverhalten von 
roten und schwarzen AK-Räten, 
die gleichzeitig Landtagsabgeord-
nete sind: In der Kammer haben sie 
für die Abscha� ung des Regresses 
gestimmt, im Landtag für seine 
Beibehaltung. Ein solches Verhalten 
ist kein Einzelfall. 

Bei den Arbeitslosenzahlen gibt es 
Monat für Monat neue Rekorde. Wie 
würden Sie dagegen vorgehen?
So rasch als möglich muss eine 
Arbeitszeitverkürzung her – Eine 
35-Stunden-Woche mit vollem 
Lohn- und Personalausgleich als 
erster Schritt in Richtung 30 Wo-
chenstunden. Es werden soviel 

GLB-KPOGLB-KPOGLB-KPOGLB-KPO
Liste 5Liste 5Liste 5Liste 5

Steiermark, 27.3. bis 9.4.2014

Liebe Leserin! 
Lieber Leser!

Überstunden gemacht wie noch 
nie, Burnout nimmt massiv zu. 
Es kann nicht sein, dass die einen 
krank werden, weil sie in der Arbeit 
ausbrennen, während andere keine 
Arbeit � nden. 
Deswegen GLB-KPÖ bei den kom-
menden Wahlen?
Ja, gerade deswegen. Wir haben im-
mer bei sozialen Ungerechtigkeiten 
unsere Stimme erhoben und Alter-
nativen aufgezeigt. Wir vertreten dies 
selbstverständlich auch in Betrieben, 
in der AK, im ÖGB, in der Ö� ent-
lichkeit. Eine Stimme für die Liste 5 
– GLB-KPÖ ist ein Denkzettel gegen 
die herrschende Politik der Lohnkür-
zungen, des Leistungsdrucks, des So-
zialabbaus und gegen den unsozialen 
P� egeregress.
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Der Pfl egeregress muss weg! Doch die Kahlschlag-Koalition von SPÖ und ÖVP mauert sich ein. Deshalb protestiert die KPÖ mit einer symboli-
schen Mauer vor Beginn jeder Landtagssitzung. Mit jedem Mal wächst diese Mauer um ein weiteres Stück – bis der Regress fällt! „Der Wechsel 
des Gesundheitsressorts zu Landesrat Drexler wäre eine gute Gelegenheit, diese unsoziale und ungerechte ‚Angehörigensteuer‘ endlich 
aufzugeben“, so die KPÖ-Landtagsabgeordneten Claudia Klimt-Weithaler und Werner Murgg sowie die Grazer KPÖ-Stadträtin Elke Kahr vor 
Beginn der Landtagssitzung am 11. März.

Die Steiermark ist das 
einzige Bundesland, in 
dem Kinder für ihre pfl e-
gebedürftigen Eltern ei-
ne Angehörigensteuer 
entrichten müssen. Um 
die Haltung der „Reform-
partner“ zu verdeutlichen, 
stellt die KPÖ vor jeder 
Sitzung des Landtags ei-
ne Mauer für LH Voves 
und seinen Stellvertreter 
Schützenhöfer auf. 

„Die Landesregierung kann sich 
nicht ewig einmauern. Der Regress 

muss endlich fallen“, bekräftigte 
KPÖ-Landtagsabgeordnete Clau-
dia Klimt-Weithaler ihre Ableh-
nung dieser unsozialen Belastung. 
Gemeinsam mit der Grazer Woh-
nungsstadträtin Elke Kahr und 
LAbg. Werner Murgg machte sie 
mit Unterstützung vieler Aktivis-
tinnen und Aktivisten erneut gegen 
diese unsoziale Belastung mobil.

 Ende Februar hatte Alt-Ge-
sundheitslandesrätin Edlinger-
Ploder entnervt das Handtuch 
geworfen. LAbg. Werner Murgg 
richtete sich in der Landtagssit-
zung an ihren Amtsnachfolger, 

den neuen Gesundheitslandesrat 
Drexler: „In dieser Periode haben 
Sie Dinge wie die Schließungswelle 
bei Schulen, Zwangsfusionen und 
Krankenhäusern mitbeschlossen 
und vorangetrieben. Wir verstehen 
nicht, dass Sie angesichts dessen 
der Bevölkerung einzureden versu-
chen, dass alles besser wird, wäh-
rend in Wirklichkeit ein Kahlschlag 
stattfi ndet.“ 

Der Unmut wächst
Klimt-Weithaler: „Der Wechsel 

im Gesundheitsressort bietet eine 
Chance, den Regress endlich abzu-

schaff en. Er ist weder eine geeig-
nete Form der Pfl egefi nanzierung, 
noch ist er sozial ausgewogen. Viele 
Steirerinnen und Steirer sehen 
nicht ein, warum sie als einzige 
in Österreich doppelt zur Kasse 
gebeten werden. Die Mauer vor 
dem Landhaus wächst, so wie auch 
der Unmut der Bevölkerung über 
die Politik der selbst ernannten 
Reformpartner wächst.“ 

Neben AK, ÖGB und zahl-
reichen Gemeindevertretungen 
hat sich zuletzt auch die Wirt-
schaftskammer gegen der Regress 
ausgeprochen.

Neuer Landesrat, alte Forderung: 
„Scha� en Sie den Regress ab!“

   Es 
reicht !
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Die Steiermark ist das letz-
te Bundesland, in dem 

eine „Verwandtensteuer“ 
eingehoben wird. Diese ist 
unter dem Namen 
P f l e g e r e g r e s s 
bekannt.  Be -
reits ab einem 
N e t t o - M o -
natseinkom-
men von 1286 
Euro wird kas-
siert – und dabei 
ist dem Land völlig 
egal, ob von diesem Ein-
kommen auch noch andere 
Personen (Partner, Kinder) 
leben müssen oder nicht. Eine 
familienfeindlichere Maßnah-
me ist schwer vorstellbar.
Niemand wünscht sich, dass 
die eigenen Kinder so schwer 
belastet werden. Für alleinste-
hende P� egebedürftige muss 
die Allgemeinheit bezahlen, 
sobald die Ersparnisse aufge-
braucht sind.
Wenn Pflegebedürftige in 
ein Heim gehen, wird das Ei-
gentum ohnehin einkassiert. 
Für viele kommt das einer 
Erbschaftssteuer von 100 % 
gleich. Dafür wurde diese für 
Superreiche abgescha� t.
Alle anderen acht Bundes-
länder kommen ohne den 
Regress aus, nur in der Stei-
ermark zahlt die Bevölkerung 
doppelt: Über die allgemei-
nen Steuern und zusätzlich 
über den P� egeregress. Be-
sonders ungerecht ist, dass 
auch Leistungen wie das 
Pendlerpauschale und Abfer-
tigungen zum Jahreseinkom-
men gerechnet werden. Wer 

einen Angehörigen in P� ege 
hat und z.B. von der Firma in 
Pension oder in die Arbeits-
losigkeit geschickt wird, vom 

dem wird gleich einmal ein 
großer Teil der Abferti-

gung abkassiert, weil 
das Jahreseinkommen 
durch die einmalige 
Zahlung kurzfristig 

stark angestiegen ist.
So wird die finanzielle 

Lage vom Zufall abhängig 
und p� egebedürftige Eltern 
haben noch ein schlechtes 
Gewissen, weil nicht nur ihr 
eigenes Vermögen für die 
P� ege vollständig draufgeht, 
sondern auch noch das Ange-
sparte der Kinder mit einem 
Schlag zu einem großen Teil 
weg ist. Das kann doch nicht 
die Lösung der Pflegefinan-
zierung sein!

Die KPÖ kämpft seit der Wie-
dereinführung des Regresses 
durch Voves und Schützenhö-
fer für dessen Abschaffung. 
Über 18.000 Unterschriften  
haben wir gegen der Regress 
gesammelt, viele Protestakti-
onen durchgeführt. Der neue 
Landesrat Drexler will zwar an 
dieser ungerechten Maßnah-
me festhalten, zeigt sich aber 
erstmals „nachdenk”- und 
gesprächsbereit. 
Nur der anhaltende Druck der 
Bevölkerung kann Schluss 
machen mit dieser steirischen 
Angehörigensteuer.

LAbg. Claudia Klimt-Weithaler 
Tel. 0316 / 877 5104
ltk-kpoe@stmk.gv.at

Warum der steirische 
P� egeregress weg muss

Kommentar LAbg. Claudia Klimt-Weithaler

im Landtag

Steiermark wehrt sich
Die Steiermark wehrt sich gegen den Regress, 18.000 haben schon 
unterschrieben.

In allen anderen Bundesländern ist diese ungerechte Steuer auf 
Angehörige längst abgeschaff t. 
Im Internet 
gegen den Regress unterschreiben:
http://www.kpoe-steiermark.at/unterschriftenaktion-weg-mit-dem-
regress.phtml

Der Kampf geht weiter!  
18.000 Unterschriften – aber Voves und Schützenhöfer mauern sich ein

www.kpoe-steiermark.at

ONLINE Petition!

Weg mit       
   dem 
RegRess!

Ungleichheit in Österreich: Steirer zahlen,  
alle anderen nicht

Mieterhöhung im April

Preisschock für Mieter: Ab 1. 
April steigen die Richtwertmie-

ten, das sind jene Mieten, die für 
nach 1994 abgeschlossene Mietver-
träge gelten, in der Steiermark um 
4,6 % von zuletzt 7,11 auf 7,44 Euro 
pro m2. Auch die Kategoriemieten 
für ältere Mietverträge steigen. Die 
Kategoriemieten wurden zuletzt im 
Herbst 2011 um 5,5% erhöht, die 
Richtwertmieten wurden vor genau 
zwei Jahren ebenfalls um mehr als 
fünf Prozent angehoben.

 „Vor den Nationalratswahlen 
haben Politiker von SPÖ und ÖVP 
sich mit Forderungen nach und 
Versprechungen von leistbarerem 
Wohnraum überschlagen. Jetzt, 

nach den Wahlen, schaut die Re-
alität ganz anders aus und den 
Menschen werden ohne Skrupel 
saftige Erhöhungen zugemutet“, 
ärgert sich die Grazer KPÖ-Woh-
nungsstadträtin Elke Kahr.

„Die ungebremste Mietpreis-
entwicklung wird noch mehr 
Menschen an die Grenzen der Be-
lastbarkeit bringen, denn während 
die Wohnungskosten davonga-
loppieren, wird der Bezieherkreis 
der Wohnbeihilfe aufgrund der 
niedrigen Einkommensgrenzen 
immer kleiner“, so Kahr, die daran 
erinnert, dass es bis heute auch kei-
ne automatische Indexanpassung 
bei der Wohnbeihilfe gibt.
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§§  Hilfe in Rechtsfragen  §§

Arbeitnehmerveranlagung

Grundsätzlich wird die Lohnsteuer so 
berechnet, als würde man das ganze 
Jahr gleich viel verdienen. Wenn sich 
das Einkommen aber innerhalb eines 
Jahres verändert – beispielsweise 
durch einen Jobwechsel – kann sich 
eine Arbeitnehmerveranlagung aus-
zahlen. Die Steuer wird hierbei auf das 
ganze Jahr aufgerechnet. Wenn sich 
herausstellt, dass zu viel Steuer bezahlt 
wurde, bekommt der Antragsteller die 
Gutschri�  auf sein Konto rückerstattet. 

Jahresausgleich wann?
Eine Lohnsteuergutschri�  ist in fol-
genden Fällen zu erwarten:
– wenn nicht das gesamte Jahr lohn-

steuerpflichtige Einkommen vor-
gelegen sind (beispielsweise durch 
Arbeitslosigkeit, Karenz, Wechsel 
des Arbeitsplatzes)

– wenn man Anspruch auf „Negativ-
steuer“ hat. 

– wenn während des Jahres unter-
schiedlich hohe Bezüge ausgezahlt 
wurden und der Arbeitgeber keine 
Aufrollung durchgeführt hat

– wenn man Ansprüche auf Alleinver-
diener/Alleinerzieherabsetzbetrag, 
Pendlerpauschale, Unterhaltsabsetz-
betrag, Mehrkinderzuschlag oder 
Kinderfreibetrag hat

– wenn Sonderausgaben und außer-
gewöhnliche Belastungen geltend 
gemacht werden können (Kinderbe-
treuungskosten, Arztkosten...)

So geht‘s
Anträge können bis zu fünf Jahre im 
Nachhinein beim Finanzamt gestellt 
werden. Der Antrag kann über Finan-
zOnline elektronisch gestellt bzw. per 
Post oder persönlich an das Finanz-
amt Graz-Stadt (FA68), Conrad von 
Hötzendorfstraße 14-18, 8020 Graz, 
übermittelt werden.
ACHTUNG: Wenn das Gesamtein-
kommen 12.000 Euro (Stand 2013) 
übersteigt und zumindest zeitweise 
zwei oder mehr lohnsteuerp� ichtige 
Einkünfte in einem Kalenderjahr 
bezogen wurden, muss eine verp� ich-
tende Arbeitnehmerveranlagung 
gemacht werden. Diese muss bis zum 
30. September des Folgejahres beim 
Finanzamt eingehen.

Die Wohnbeihilfe ist abhängig von 
Haushaltsgröße und Familienein-
kommen und kann monatlich von 
12,35 bis 143 Euro betragen.
Wer darf um Wohnbeihilfe ansu-
chen? Mieter/innen: Österreichische 
Staatsbürger, EU- bzw. EWR-Bür-
ger, aber auch Nicht-EU-Bürger mit 
Flüchtlingsstatus, Arbeitserlaubnis 
bzw. Anspruch auf Ruhegenuss in 
Österreich
Wohnbeihilfe gibt es:
– jeweils für ein Jahr, für den Haupt-

wohnsitz.

... erhalten Lehrlinge und Jugendli-
che in lehrähnlichen Ausbildungs- 
oder Dienstverhältnissen, die ihren 
eigenen Haushalt führen und über 
18 Jahre alt sind, sowie Erziehungs-
berechtigte von Lehrlingen oder 
Jugendlichen in ähnlichen Ausbil-
dungen haben die Möglichkeit, beim 
Land Steiermark um Lehrlingsbei-
hilfe anzusuchen.
VORAUSSETZUNGEN: 
– Hauptwohnsitz mindestens ein Jahr 

in der Steiermark

Arbeit und 
Familie
Frauen werden am Arbeitsmarkt 

benachteiligt. Dies gilt beson-
ders für Frauen, die kleine Kinder 
haben. Oft bekommen sie einen 
ausgeschriebenen Job gar nicht, 
oder sie müssen „fl exible” Beschäf-
tigungsverhältnisse eingehen, die 
sie gar nicht wollen.
Überdurchschnittlich viele Frauen 
sind prekär beschäftigt, in Schein-
selbstständigkeit oder machen 
schlecht bezahlte Teilzeitjobs. 
Auf die Hoff nung, von einer Teil-
zeitbeschäftigung bald wieder in 
eine Vollzeitanstellung wechseln 
zu können, folgt nur zu oft recht 
bald herbe Ernüchterung. Es geht 
ja meist auch so, mit ein paar 
„Mehrstunden“ halt. Und schon 
wird aus einer Teilzeitstelle eine 
stressige Vollzeitbeschäftigung 
mit Teilzeitentlohnung.
Hinzu kommt die Flexibilisierung 
von Arbeitszeiten, die die Freizeit 
immer weniger planbar macht. 
Die Konsequenzen treff en Männer 
und Frauen mit gleicher Härte.
Wie viele Familien sind schon zer-
stört worden durch ein System, 
das die arbeitende Bevölkerung 
immer mehr unter Druck setzt?
Um diesem Druck etwas entge-
genzusetzen, ist es wichtig, dass 
Arbeiter und Angestellte eine 
starke Vertretung haben. Als Ver-
treterin des GLB-KPÖ in der AK 
trete ich für faire Arbeitsbedin-
gungen für alle Beschäftigten ein.

Ihre Hilde Tragler

Kommentar von 
Hilde Tragler, GLB-Betriebsrä-
tin bei Magna. Sie ist Kandida-
tin des GLB bei der AK-Wahl.

– Familieneinkommen nicht über  
24.800 Euro jährlich

– die monatliche Nettolehrlingsent-
schädigung darf 850 Euro nicht 
übersteigen

Die Förderhöhe liegt zwischen 70 und 
700 Euro.
Anträge können das ganze Jahr über 
beim Amt der Steiermärkischen Lan-
desregierung/Abteilung 11, Hofgasse 
12, 8010 Graz, gestellt werden. An-
träge sind online auf der Homepage 
http://www.verwaltung.steiermark.
at  – Suchbegri�  „Lehrlingsbeihilfe“.

– für geförderte und nicht geförderte 
Mietwohnungen (Mietkaufwohnun-
gen)

– für nicht geförderte Mietwohnun-
gen, wenn der Hauptmietzins den 
Richtwert ohne Zuschläge, derzeit 
7,11 Euro/m2 netto, (Ausnahmen: 
z.B. Kleinwohnungen bis 35 m²) 
nicht übersteigt

Keine Wohnbeihilfe gibt es bei der 
Umwandlung einer geförderten Miet-
kaufwohnung in Wohnungseigentum.
Informationen und Antrag: www.
soziales.steiermark.at/wohnbeihilfe. 

VolksstimmeSTEIRISCHEVolksstimmeSTEIRISCHE

GLB-KPOGLB-KPOGLB-KPOGLB-KPO
Liste 5Liste 5Liste 5Liste 5

Volksstimme
Steiermark, 27.3. bis 9.4.2014

LOHNSTEUER

ehrenberg-bilder - fotolia.com

Graz, Landhaus
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GLB-KPOGLB-KPOGLB-KPOGLB-KPO
Liste 5Liste 5Liste 5Liste 5

Steiermark, 27.3. bis 9.4.2014

Einkaufen ohne Verkäufer, 
Tanken ohne Tankwart, 
Essen gehen ohne Kellner, 
Bankgeschäfte tätigen 
ohne Schalter personal. 
An die Stelle der Dienst-
leistung ist längst die 
Selbstbedienung getreten.

Customer education ist der ame-
rikanische Begriff für diese 

spezielle Erziehung. Ziel ist es, 
Kundinnen und Kunden zu einer 
Arbeitsleistung zu bewegen, für 
die sie am Ende auch noch be-
zahlen. „Selbstbedienung“ ist nur 
eine freundliche Verniedlichung der 
Sachlage.

Beispiel Bankservice
Längst erledigen wir unsere 

Bankgeschäfte vom heimischen 
Computer aus. Wer diese Art des 
Zahlungsverkehrs ablehnt, muss 
ins zugige SB-Foyer seiner Haus-
bank, wo er – auf seine eigene 
Arbeitskraft angewiesen – vom 
SB-Kontoauszugsdrucker über den 
SB-Geldwechselautomaten – gebüh-
renp� ichtig, versteht sich – bis zum 
SB-Geldautomaten all die stummen 
Gerätschaften vorfindet, die die 
ehemals freundliche Bedienung 
am Schalter ersetzen sollen. Nur in 
Ausnahmefällen dürfen die beheiz-
ten heiligen Hallen der Bank� liale 
betreten werden. Sie sind nunmehr 
der Filialleitung vorbehalten.

Möbelhaus-„Service“
Schauplatzwechsel. IKEA-Kun-

den gehören zu den wohlerzogensten 
in Sachen Selbstbedienung: Nach-

DIENSTLEISTUNG WAR GESTERN – 

Selbstbedienung kostet Freizeit 
und killt Jobs

dem sie ihr Fahrzeug am Parkplatz 
vor dem Möbelhaus geparkt haben, 
marschieren sie kilometerweit durch 
Ausstellungshallen – von welchen 
keine ausgelassen werden darf – 
überprüfen im Selbsttest Waren 
und Qualität mittels Probeliegen, 
Probesitzen und Probetürlaufund-
zumachen, um anschließend per-
sönlich die Lagerhalle aufzusuchen 
und die transportgerecht verpackten 
Möbelstücke selbst auf den Ein-
kaufswagen zu wuchten. Nachdem 
sie an der SB-Kassa die Waren selbst 
eingescannt und bargeldlos bezahlt 
haben, stemmen sie die Stücke 
eigenhändig ins Auto und fahren 
damit heim, um im Anschluss viele 
Stunden mit dem Zusammensetzen 
100er puzzlemäßig zerkleinerter 
Brettchen zu verbringen. Am besten, 
man plant zu diesem Zweck einige 
Urlaubstage ein.

Personal geht – Pro� t 
bleibt

Verschwunden ist das Personal, 
welches früher diese Dienste erledigt 
hat. Es wurde wegrationalisiert. 
Vergeudet ist auch unsere kostbare 
Zeit. Die haben wir in selbstständige 
Recherchen, Hebe-, Schiebe-, Tra-
ge- und Au� auarbeiten investiert. 
Was bleibt, ist der Preis, der – kaum 
gemindert – nach wie vor bezahlt 
werden muss. Kaum merklich sind 
wir zu Sklaven unserer vielgelob-
ten „Dienstleistungsgesellschaft“ 
geworden.

Als mir vor einiger Zeit eine 
Dame beim Check-In-Schalter am 
Flughafen geduldig die Vorgehens-
weise beim SB-Check-In vorführte, 
fragte ich mich schon: Wo sieht 
diese Dame sich in der Zukunft, 
also, wenn ich und all die anderen 
Flugpassagiere es gelernt haben?

Wahrscheinlich am AMS, wo 
man sie glauben lässt, dass sie selber 
schuld sei an der Misere. Wäre sie 
nur gescheiter, schneller, � exibler, 
billiger, jünger gewesen.

Es ist eine Tatsache, dass in den 
letzten Jahren zahlreiche Arbeits-
plätze auf diese Weise vernichtet 

SB killt Jobs: Bei den ÖBB übernehmen immer mehr Fahrkartenautomaten die Aufgabe der ÖBB-
Bediensteten 

wurden, zum Nachteil aller Betei-
ligten – mit Ausnahme der Unter-
nehmen. Ihnen bleibt der Pro� t, der 
– wie man weiß – umso nachlässiger 
besteuert wird, je höher er ausfällt.

Arbeiterkammerrat  Kurt Luttenberger 
Bitte nehmen Sie Ihr Wahlrecht wahr und stärken Sie die 
steirische Arbeiterkammer mit Ihrer Stimme 
für die Liste 5 – GLB-KPÖ.

Menschenwürdige 
Arbeit ist kein Privileg!
Das fordert der GLB-KPÖ:
• Recht auf Arbeit für alle

• Löhne und Gehälter von 
denen man leben kann

• Endlich die 35-Stunden Wo-
che bei vollem Lohn

• Öff entliche Arbeitsbeschaf-
fungsprogramme statt Leih-
arbeit und Prekarisierung

• Ausbildungsgarantie für die 
Jugend – 
510 Euro Mindestlehrlings-
entschädigung

• Kampf gegen Spekulation 
und Mietwucher

• Weg mit dem Pfl egeregress



8www.kpoe-steiermark.atSTEIRISCHEVolksstimme

Die Arbeit: ISSN 1609-0217, DVR: 
0646145 
Öffentliches Medium: Dieses Medium 
liest der „Observer“, Österreichs 
größter Medienbeobachter. 
Erscheinungsort Wien, 
Verlagspostamt 3002 Purkersdorf, 
Benachrichtigungspostamt 1110 
Wien 
Österreichische Post AG/Sponsoring-
Post – GZ 02Z031433 M. 
Bei Unzustellbarkeit bitte zurück an 
GLB, Hugogasse 8, 1110 Wien

KARL BERGERS CARTOON

Walter Theisl, 39, (Manpower): 
„Als Leiharbeiter kandidiere ich für 
die Liste GLB-KPÖ, weil ich mich für 
die Rechte und die Gleichstellung 
meiner Kollegen in allen Berei-
chen des Arbeitslebens einsetzen 
möchte.”

Kurt Luttenberger, 58, (b�  Steier-
mark) : „Bei sozialen Ungerechtigkei-
ten schweigen wir nicht. Die Kandi-
dat/innen des GLB-KPÖ behalten ihre 
Ziele im Auge und geben nicht auf, 
etwa, wenn es um die Abschaff ung 
des Pfl egeregresses geht.” 

Sabrina Raschböck, 24, 
(arbeitslos):
„Der Konkurrenzkampf wird 
härter und das Leben im-
mer teurer. Ich kandidiere 
für die Liste GLB-KPÖ, um 
gemeinsam für Arbeitszeit-
verkürzung, Erhöhung der 
Mindestsicherung und glei-
che Rechte für Frauen und 
Männer einzustehen. ”

Franz Eisinger, 51, (ÖBB): 
„SPÖ-Regierungen haben die 
unter Schwarz-Blau beschlos-
senen Verschlechterungen im 
Pensionsrecht nicht zurückge-
nommen. Ich kämpfe für ein fai-
res Pensionssystem und gegen 
weitere Verschlechterungen.”

Uwe Süss , 47, (voestal-
pine Donawitz) :  „Als 
einfacher Arbeiter und 
Betriebsrat kenne ich die 
Probleme und Sorgen 
der Arbeiter und der An-
gestellten. Mein Motto 
lautet: Gegen Freunderl-
wirtschaft und Privilegien, 
für Gerechtigkeit.”

Hilde Tragler, 54, (Magna Steyr)
„Ich kandidiere für den GLB, weil es 
notwendig ist, die Arbeitszeit bei 
vollem Lohnausgleich zu verkürzen 
und die Arbeit auf mehrere Schultern 
aufzuteilen.” Siehe auch Kommentar 
auf Seite 4.

Ulrike Pendl, 53, LKH 
Feldbach: „Ich bin davon 
überzeugt, dass SPÖ und 
ÖVP erst in die Schranken 
gewiesen werden können, 
wenn in der Arbeiterkam-
mer - Kräfte gestärkt wer-
den, für die ›Reform  ein 

besseres Leben für 
die Arbeiter und An-
gestellten bedeutet.”

Steiermark, 27.3. bis 9.4.2014

Volksstimme

Denkzettel gegen Lohn  kürzung und Leistungsdruck

In Österreich nimmt das Unrecht zu. Wir sollen immer 
mehr arbeiten, später in Pension gehen. Dabei wird das 
tägliche Leben immer teurer. Die Mieten steigen. Nur 
die Löhne stagnieren. Viele Menschen leben an oder un-
ter der Armutsgrenze. Immer größere Teile der Bevölke-
rung können kaum noch von ihrem Einkommen leben, 
obwohl sie ganztägig arbeiten. Die Jugend hat keine Zu-
kunft. 
Bei der Arbeiterkammerwahl gibt es Gelegenheit, dieser 
Politik einen Denkzettel zu schreiben. Nützen Sie Ihr Wahl-
recht für eine bessere AK. Stimmen Sie für die Liste 5 – 
GLB-KPÖ.

WIR STELLEN VOR: DIE KANDIDATINNEN 
UND KANDIDATEN DES GLB-KPÖ

Arbeitslosigkeit und  Sozialabbau in unserem Land sind Folge 
der derzeitigen Politik. Deshalb braucht es einen Kurswechsel. Die 
Liste GLB-KPÖ hat Mut zum Widerspruch.

Wir brauchen wieder Löhne, von denen wir leben können. Arbeit 
schützt heute nicht mehr vor Armut, weil die Löhne gedrückt wer-
den. Immer mehr Menschen müssen Teilzeit arbeiten, haben keine 
soziale Absicherung, keinen Urlaub und keinen Pensionsanspruch. 

Nur der GLB-KPÖ kämpft in der Arbeiterkammer, dass wirklich auf 
die Bedürfnisse der Arbeitenden geachtet wird. Der Sumpf aus 
SPÖ/ÖVP-Freunderlwirtschaft muss trockengelegt werden. SPÖ, 
ÖVP und auch die FPÖ-Funktionäre versprechen in der Arbeiter-
kammer viel, halten tun sie nichts! 

Nur der GLB-KPÖ schaut auf jene, die von den ande-
ren Parteien verraten werden. 
Wenn Sie bei der Arbeiterkammerwahl den Herrschenden 
einen Denkzettel erteilen wollen, wählen Sie GLB-KPÖ!
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zuhören. helfen. www.mindestsicherungsrechner.at

Claudia Klimt-Weithaler

INFO TEL. 0316 / 875 5101
SERVICE der KPÖ: Rechnen Sie Ihre Ansprüche nach!

Belinda Zangerl, 29, (ISOP)
„Während Großkonzerne, Banken 
und bestimmte Politiker sich weiter-
hin groß bedienen, werden unsere 
Rechte in der Arbeitswelt weiter 
beschnitten, Beschäftigungsver-
hältnisse zunehmend prekarisiert. 
Das nehmen wir nicht hin: Druck 
von unten muss aufgebaut werden! ”

Elke Heinrichs (LKH Graz)
„Als Bedienstete im Routinebetrieb, 
spreche ich mich dafür aus, dass 
im Gesundheitsbereich keinesfalls 
am Personal gespart werden darf. 
Schon jetzt laufen viele Kolleginnen 
und Kollegen Gefahr, selbst wegen 
Überlastung an Körper und Seele zu 
erkranken.“ 

Gerhard Simbürger, 50, (Stahl 
Judenburg)
„Wohnen ist für viele arbeitende 
Menschen kaum mehr leistbar. 
Das liegt vor allem an der privaten 
Geschäftemacherei mit dem Men-
schenrecht Wohnen. Ich werde mich 
auch weiterhin für leistbares Wohnen 
für alle einsetzen.”

Wolfgang Gollner, 37, Installateur
„Für ein Einkommen ohne Angst vor 
Morgen. Anerkennung statt Ausbeu-
tung. Der GLB möchte verändern. 
Andere Fraktionen hatten jahrelang 
die Möglichkeit zu verändern, warum 
sollten sie es in den nächsten Jahren 
schaff en?”

STEIRISCHEVolksstimmeSTEIRISCHEVolksstimmeSTEIRISCHE

GLB-KPOGLB-KPOGLB-KPOGLB-KPO
Liste 5Liste 5Liste 5Liste 5

VolksstimmeSteiermark, 27.3. bis 9.4.2014

Denkzettel gegen Lohn  kürzung und Leistungsdruck

Liste 5

Arbeiterkammer-Wahl 27. März bis 9. April 2014

Gewerkschaftlicher LinskBlock-KPÖ GLB-KPO

DENKZETTEL

GLB-KPO
Liste 5

gegen

Lohnkürzung

Leistungsdruck

Sozialabbau

Pfl egeregress

Arbeiterkammer-Wahl 27. März bis 9. April 2014
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Immer wieder kommt es zu Protesten gegen den Sozialabbau und die Politik des sozialen Kahtschlags der 
Landesregierung. Hier am Internationalen Frauentag 2014 in Graz.  Kandidatinnen und Kandidaten des 
GLB-KPÖ waren dabei. Im Bild der ehemalige GLB-Arbeiterkammerrat Peter Scherz und GLB-Betriebsrätin 
Hilde Tragler (Magna).

Elektronische Eiszeit 

Auszahlungs-
bürokratie
Aus eigener Erfahrung – ich 

bin selbst Bezieher der Min-
destesicherung seit März 2011 
– weiß ich, dass laut Antrag eine 
Bankverbindung zur Auszahlung 
des Betrages anzugeben ist. Dies 
wird aber nicht in jeder zustän-
digen Behörde – Sozialreferat der 
zuständigen BH – auch entspre-
chend gehandhabt. 

In meinem Fall war die BH 
Südoststeiermark (vormals Feld-
bach) für mich zuständig. Dort 
funktionierte das auch völlig rei-
bungslos.

Durch einen Umzug in den 
Zuständigkeitsbereich der BH 
Graz-Umgebung, hat sich dieser 
Umstand aber rapide geändert. 
Dieses Amt überweist nicht mir 
als Bezieher den Betrag auf mein 
angegebenes Konto, sondern an 
die Gemeinde meines Wohnsitzes, 
was zu erheblichen Verzögerungen 
in der Bezahlung meiner laufenden 
Kosten führt. 

Eine Anfrage bei der zustän-
digen Behörde ergab, dass eine 
etwaige Rückzahlung, im Falle des 
Nicht-mehr-Zutreff ens der tristen 
wirtschaftlichen und persönlichen 
Verhältnisse, diese per Regress von 
der Wohnsitzgemeinde leichter 
eingefordert werden könnte. 

Bei mir hat sich dies nun 
grundlegend geändert, da ich 
seit 1. 1. 2014 die Mindestsiche-
rung unbefristet erhalte. An den 
Auszahlungsmodalitäten hat sich 
dennoch nichts geändert. 

Ich werde wohl weiter um 
meine fristgerecht zu erledigenden 
Zahlungen zittern müssen.

H. Seidl

Mindestsicherung bei Reha gekürzt

Den Armen noch mehr weg nehmen

Mindestsicherungsbeziehern 
wird vom Leben vieles ab-

verlangt, vor allem sich einzu-
schränken. Sie können sich wenig 
bis gar nicht wehren und werden 
dennoch abgezockt, nach Strich 
und Faden.

Wenn Mindestsicherungsbe-
zieher erkranken und aufgrund 
eines Krankenhaus oder Kur/Reha-

aufenthaltes von zuhause abwesend 
sind, wird ihnen auch noch das 
Wenige, dass sie bekommen noch 
beschnitten. § 10 Mindestsiche-
rungsgesetz besagt: Wenn jemand 
länger als zwei Wochen aufgrund 
medizinischen Maßnahme nicht 
an seinem gewöhnlichem Auf-
enthaltsort ist, wird ein Teil (50%) 
des „Einkommens“ einbehalten. 

Dass die monatliche anfallenden 
Betriebskosten einer Wohnung wei-
ter laufen, darauf nimmt niemand 
Bedacht! Ehepartner oder Kindern 
sollen wohl währenddessen in der 
Wohnung im Kalten sitzen oder der 
Magen bleibt leer. 

Zumindest dieser Punkt des 
Mindestsicherungsgesetzes gehört 
ersatzlos gestrichen.

Schwerkrank, behindert. Arbeitsfähig?
Die Regelung, wonach eine 

Person aufgrund verschie-
dener Faktoren keinen Anspruch 
auf Arbeitslosengeld hat und da-
her die Mindestsicherung für 
seinen Lebensunterhalt erhält, ist 
hinlänglich bekannt. Es gibt aber 
auch Personen, die nachweislich 
(meist durch eine vom AMS ge-
forderte Untersuchung durch 
PVA-Mediziner) krank/behindert 
sind, welche dem allgemeinen Ar-
beitsmarkt faktisch gar nicht zur 
Verfügung stehen. 

Hier setzt das AMS Maßnah-
men, die pro Person 8.000 Euro 
verschlingen und die im Endeff ekt 
keinem wieder einen Arbeitsplatz 
bringt. Es ist schlichtweg Ver-
schwendung!  Hier müsste nicht 
nur der Sparstift angesetzt wer-
den, sondern auch ein Umdenken 
stattfi nden.

Denn:  Wenn eigentlich schon 
hinlänglich bewiesen ist, dass die 
Person nie wieder einen Vollzeitjob 
ausüben kann, wird noch verlangt 
arbeitswillig/arbeitssuchend zu 

sein. Das ist ein „Karteileichen-
Zustand“.

Kein Arbeitgeber wird Leute 
aufnehmen, deren zu erwartende 
Krankenstände höher sind als die 
zu vollbringende Arbeitsleistung 
oder deren Schuldenberg eine 
Zumutung ist.

Solche Personen, sollten nicht 
mehr zu den allgemein Arbeitssu-
chenden gerechnet werden. Für sie 
sollte es Mittel und Maßnahmen 
geben, die wirklich helfen und 
nicht nur Augenauswischerei. 

Sagen Sie uns Ihre Meinung!
www.glb-steiermark.at

0664/88320198
Volkshaus Graz

E-Mail: glb@glb-steiermark.at
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GLEISDORF

© Jürgen Priewe / Fotolia.com

Kahlschlag-Koalition: 

Gemeinden werden 
wegfusioniert

Gemeinde-
Einwohner

2013, 
in Euro 

ab 2014, 
in Euro

bis 500 1.495 2.077
501 - 1.000 1.875 2.492

1.001 - 2.000 2.160 3.323
2.001 - 3.000 2.575 3.738
3.001 - 5.000 2.824 4.153
5.001 - 7.000 3.655 4.984

7.001 - 10.000  4.320  5.399
10.001 - 20.000  5.399

10.001 - 15.000*  6.230
15.001 - 20.000*  7.061

20.001 - 30.000  7.060  7.892
über 30.000*  8.307

* Diese Gliederungen sind neu und gelten seit Jahresbeginn 2014

Bürgermeisterbezüge 2014, monatlich, brutto, 14 x

Voves & Co. haben die 
Bürgermeisterbezü-

ge kräftig angehoben.  
Bis zu 54% steigen 

die Bezüge. Nach der 
Gemeindefusion 2015 
werden viele Gemein-

den in eine höhere 
Einwohner-Stufe fal-

len, deren Bürgermeis-
ter dann noch besser 

verdienen. 

Die steirische Gemeindeinitiative
www.gemeindeinitiative.at
bemüht sich um den Erhalt steirischer Gemeinden

Lesen Sie mehr auf Seite 10 und 11

25 Jahre Chance B
2014 ist für die Chance B ein Jubiläumsjahr: Seit 1989 
bieten dieser Verein  soziale Dienstleistungen für die 
Menschen in der Region. Dabei gilt das Leitbild heute 
wie zu Beginn: Menschen sollen in ihren Gemeinden in 
der Oststeiermark leben können, mit allem was zu einem 
erfüllten Leben gehört. Wenn 
dafür in einem bestimmten 
Lebensbereich Unterstützung 
benötigt wird, steht die Chance 
B zur Verfügung. 

Der Ausbau und die Entwick-
lung der Chance B ist eng mit 
dem Namen und der Person 
Franz Wolfmayr verbunden.

Soziale Dienste für jede Le-
bensphase (Kindheit - Jugend 
- Erwachsensein - Älterwerden 
- Altsein) und in jedem Lebens-
bereich sind heute im Angebot dieser Einrichtung. Dafür 
haben wir insgesamt 27 unterschiedliche Dienstleistungen 
aufgebaut. Pro Jahr werden 2500 Personen direkt in ihren 
Gemeinden in allen Lebensbereichen (Bildung – Arbeit 
– Wohnen – Freizeit) begleitet – das gibt 300 Chance B 
Mitarbeiter einen Arbeitsplatz in der Region. 

Der LEBI-Laden, Dienstleistungen und Produkte aus den 
eigenen Werkstätten ergänzen das Angebot. So hat die 
Chance B Spielzeug in Produktion und Angebot, das vom 
Architekten und kommunistischen Widerstandskämpfer 
Herbert Eichholzer entworfen wurde.

Die Gleisdorfer KPÖ-Sprecherin Herlinde Gindlhuber 
sieht in der Chance B eine  wichtige und positive Einrich-
tung, die auch versucht, zeitgemäße Behindertenbetreu-
ung zu ermöglichen, und die gegen die Belastungs- und 
Kürzungspolitik des Landes auftritt.

Gindlhuber: „Ich wün-
sche mir, dass es in Zukunft 
mehr Unterstützung für die 
Chance B und keine Kürzun-
gen mehr gibt.“

Bezirks- und Gemeindefusionen 
tre� en die Steiermark hart

Mit 1. Jänner 2015 werden hunderte steirische Gemein-
den von der Landkarte entfernt. Das bedeutet nicht nur 
weniger Demokratie und Selbstverwaltung, sondern den 
Verlust von Arbeitplätzen und die weitere Schließung 
von Gendarmerieposten, Postämtern, Bezirksgerichten, 
Finanzämtern und sonstigen Serviceeinrichtungen.

Die weitere Aushöhlung der 
Gemeinden und des ländlichen 
Raumes, die Verschlechterung der 
Nahversorgung der Bevölkerung, 
im Landtag von der rot-schwarzen 
Kahlschlag-Koalition beschlossen 
wurde, stößt aber auf immer mehr 
Widerstand.

So wehren sich über 100 Bür-
germeister steirischer Gemeinden 
gegen die Zwangsfusion ihrer 
Gemeinden. Aber auch Bürger 
in Gemeinden, die „freiwillig” 

zusammengehen, beginnen sich 
gegen diese „Reform” zu wehren. 
Auf der Website der Fusionsgegner:
www.gemeindeinitiative.at sind 
Ratschäge und Formulare erhält-
lich.

KPÖ-LAbg. Werner Murgg: 
„Die im Landtag am 17. Dezember 
2013 beschlossenen Zwangsfu-
sionen hunderter steirischer Ge-
meinden muss rückgängig gemacht 
werden! Die KPÖ unterstützt die 
Aktionen der Gemeindeinitiative.”

Herlinde Gindlhuber, Spreche-
rin der KPÖ Oststeiermark.
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Die Menschen in der Steiermark sind 
angefressen. SPÖ und ÖVP sind bei 
ihnen unten durch. Warum? Da ge-
nügen ein paar Stichworte: Regress, 
Gemeindefusionen, Belastungen 
und gleichzeitig die Erhöhungen 
der Bürgermeistergehälter und der 
Parteienförderung.
Die Leute haben einen Zorn auf diese 
Politik und diese Politiker.
Einige Umfragen zeigen aber, dass 
viele von ihnen aus Zorn heraus die 
FP wählen wollen.
Das ist aber die Partei genau der 
Politiker, die das Milliardendebakel 
Hypo Alpe Adria hinterlassen haben.
In  der Steiermark ist  der FP-Lan-
desrat nicht in der Lage, die Straßen 
ordentlich zu reparieren, und er 
stimmt allen Tariferhöhungen und 
Ausdünnungen beim öffentlichen 
Verkehr zu.
Solche Leute sollte man eigentlich 
nicht wählen. Da treibt ja man den 
Teufel mit dem Beelzebub aus.

Gemeinderat Jürgen Hö� er
Schönegg bei Pöllau

Teufel und 
Beelzebub

Kommentar von Jürgen Höfl er

Die überparteiliche „Steirische 
Gemeindeinitiative”
wehrt sich gegen Drüberfahren 
und Zwangsfusionen 
bei den 
steirischen 
Gemeinden.

www.gemeindeinitiative.at/

 Kinderlärm ist Zukunftsmusik
Claudia Klimt-Weithaler 
freut sich über Landtags-
beschluss – „Kinder ge-
hören nicht hinter Lärm-
schutzwände!“

Vor etwa zwei Jahren bekann-
te sich der Steiermärkische 

Landtag erstmals zu einem Antrag 
der KPÖ, der den Titel „Kinder-
lärm ist Zukunftsmusik“ trägt. 
Heute wurde eine entsprechende 
Passage einstimmig ins Baugesetz 
aufgenommen, die es künftig un-
möglich macht, mit dem Hinweis 
auf den Lärmpegel z.B. die Errich-
tung von Kinderbetreuungsein-
richtungen zu verhindern.

Bisher war es oft geübte Praxis, 
spielende Kinder mit Lärmquellen 

Erfolg für KPÖ-LAbg. Klimt-
Weithaler.

wie Rasenmähern gleichzusetzen 
und damit die Errichtung von 
Lärmschutzwänden oder gar Kla-
gen zu rechtfertigen, da Lärmerre-
gung unter gewissen Umständen 
strafbar ist. Die Initiative der KPÖ 
zielte darauf ab, die Gesetze über 
Lärmimmissionen so zu ändern, 
dass Kinder altersgerechte Ent-
wicklungsmöglichkeiten vorfi nden 
und nicht als Lärmerreger abge-
stempelt werden.

KPÖ-Landtagsabgeordnete 
Claudia Klimt-Weithaler freut sich 
über die breite Zustimmung zu 
ihrem Vorstoß: „Kinder gehören 
nicht hinter Lärmschutzwände. 
Kinder müssen sich frei entfalten 
und entwickeln können. Dazu 
gehört auch, dass sie ihrem Alter 

entsprechend nicht still sitzen 
müssen. Ich freue mich, dass sich 
der Landtag einstimmig dazu 
bekannt hat.“

© SerrNovik - Fotolia.com

Vor dem Landhaus und im Landtag: Protest gegen Kürzungspolitik

Gebärstation in Voitsberg wieder öff nen!

Da hört sich doch alles auf: Das 
Land „spart” auf Kosten der Ge-

sundheit der Steirerinnen und Steirer. 
In der Frage der Wiedereröff nung der 
Geburtenstation in Voitsberg blieb es 
– trotz massiver Proteste – bei einem 
„Gesprächsangebot” des neuen Ge-
sundheitslandesrates Drexler. 

Die KPÖ fordert eine Wiederein-
gliederung der KAGes in die Landes-
verwaltung. 
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Bei dieser AK-
Wahl gibt es 

erstmals eine Spit-
zenkandidatin für 
die Oststeiermark: 
Ulrike Pendl aus 
Feldbach. 

Sie kandidiert 
auf Platz 6 der Liste 
GLB-KPÖ. Ulri-
ke Pendl: „Ich bin 
seit 35 Jahren als 
Diplomkranken-
schwester tätig. In 
letzter Zeit habe 
ich festgestellt, dass der Verwal-
tungsbereich explodiert, während 
die Arbeitszeiten für Ärzte und 
Pfl egepersonal immer schlechter 
werden. Für den Patienten hat 
man immer weniger Zeit, viel 
mehr Zeit muss für die Bürokratie 
aufgebracht werden. 

Die Wartezeit der Patienten 
verlängert sich, weil die Ärzte 
selbst alles schreiben und doku-

mentieren müssen. 
Hier ist eine Unter-
stützung der Ärzte 
in den Diensten 
durch Sekretärin-
nen (an Wochenen-
de. Sonn- und Fei-
ertag) notwendig. 

Außerdem fehlt 
im LKH Feldbach 
eine Kinderbetreu-
ung für die Ange-
stellten. Von den 
knapp 1100 An-
gestellten im LKH 

sind  70 Prozent Frauen. Hier muss 
eine Lösung gefunden werden.

Es gibt auch keine Parkplätze 
für alle Angestellten. Derzeit gibt 
es Parkplätze nur für Bedienstete, 
die in einem Umkreis weiter als 
zwei Kilometer wohnen. Wer sein 
Kind in Kindergarten oder Schule 
bringen muss, ist hier vor große 
Probleme gestellt.

Die Verbindungsstraße zwischen Flöcking (Gemeinde Ludersdorf-
Wilfersdorf) und Laßnitzthal ist auf dem Gemeindegebiet von Laß-

nitzthal fertig asphaltiert. Die Gemeinde Ludersdorf-Wilfersdorf schaff t 
es aber einfach nicht, diesen Weg dem Standard des 21. Jahrhunderts 
anzupassen und zu asphaltieren. Dabei muss auch der Schulbus täglich 
über diese „Namibia Road“ fahren.

Für die Menschen ist aber nicht mehr tragbar, eine vorsintfl utliche 
Straße passieren zu müssen.

Verkehrsverbindungen im Bezirk.

Gleisdorf, Mitterweg: Die Namibia-Road

Feldbach: 
AK-Kandidatin Ulrike Pendl

Wir tre� en uns in

 FELDBACH
Do. 17. April, 19 Uhr
Lo Scoglio, Feldbach

Alle Leute, die sich für die 
Anliegen der KPÖ 

interessieren, sind herzlich 
eingeladen.

Gastkommentar von Ingrid Harrer, Weiz

Das EU-Parlament hat den Entwurf einer Saatgutverordnung 
abgelehnt, die das Aus für die Vielfalt von Saaten bedeutet 

und den Konzernen freie Hand gegeben hätte. Das bedeutet 
aber nicht, dass wir sicher sein können, künftig gentechnikfreies 
und vielfältiges Saatgut kaufen zu können. Die EU verhandelt 
derzeit im Geheimen mit den USA über ein Freihandelsabkom-
men, das ganz im Interesse der Konzerne ist und Demokratie 
und Umweltschutz einschränkt.

Die EU-Kommission handelt nämlich im Interesse der 
agrarischen Großindustrien, die sich vor allem für die Konzen-
tration von Saatgut in den Händen einiger weniger Konzerne 
stark gemacht haben. Nicht Agrarkonzerne haben anzuschaf-
fen, was angebaut und gegessen werden darf, sondern die 
Konsumentinnen und Konsumenten sollen gemeinsam mit 
regionalen Lebensmittelerzeugern, Bauern und Gärtnerbe-
trieben entscheiden, was sie anbauen, produzieren und auch 
einkaufen wollen.

In Weiz kann man Saatgut beim Biobauernhof Scharler 
kaufen. 12. BIO Pfl anzenmarkt/BIO-Hoff est

am Biobauernhof Scharler
am 3.5 und 4.5.2014.

Arche-Saatgut online: https://www.arche-noah.at/

Saatgut ist zu kostbar, um es 
den Konzernen zu überlassen

Der Weizer KPÖ-Gemeiderat  
Wolfgang Feigl sorgt als Obmann 
des Prüfungsausschusses  für 
Kontrolle in der Stadt.  Für Fragen 
und Anliegen erreichen Sie ihn 
unter Tel. 0664 / 49 40 949.

OFFENES TREFFEN 
KPÖ-Oststeiermark

Jeden ersten Freitag im Monat 
ab 19 h beim Dorfwirt (Gölles) 

in Flöcking bei Gleisdorf.

Urike Pendl, Kandidatin des 
GLB-KPÖ bei der AK-Wahl.
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GLB-KPO www.glb-steiermark.at
Tel. 0664/88320198

E-Mail: glb@glb-steiermark.at

Unser Genosse Johann 
Stockner aus Weiz ist vor 
kurzem verstorben. Sein  
Name ist mit der größ-
ten Kampfaktion bei ELIN 
Weiz in den Siebziger-
jahren des 20. Jahrhun-
derts verbunden. Johann 
Stockner war Arbeiter bei 
ELIN und Betriebsrat. Er 
hat auch mehrmals für 
den Gemeinderat  kandi-
diert.

Es ist nicht allgemein bekannt, 
dass die KPÖ-Fraktion Ge-

werkschaftliche Einheit in dieser 
Zeit  im Arbeiterbetriebsrat von 
ELIN Weiz sehr stark war. Das 
kam so:

Im Elinwerk im oststeirischen 
Weiz kam es Ende September/ 
Anfang Oktober 1970 zu einem 
dreitägigen spontanen Streik ge-
gen die Entlassung eines engagier-
ten Betriebsrates. Vinzenz Knoll, 
Arbeiterbetriebsrat beim verstaat-
lichten Elektrounternehmen Elin-
Union, galt bei der Belegschaft als 
konsequenter Interessensvertreter, 

Johann Stockner und der Streik bei Elin
der auch den Konfl ikt mit Vorge-
setzten nicht scheute. Aus der SPÖ 
kommend, kandidierte Knoll bei 
den Betriebsrats-Wahlen 1969 mit 
einer eigenen Namensliste und er-
hielt  sechs von 15 Mandaten (SPÖ 
7, KPÖ 2), was bei der SP-Fraktion 
zu erheblicher Wut führte. 

Im September 1970 fand dann 
zwischen Knoll und einem Werk-
meister eine Kontroverse statt: 
Knoll setzte sich für ein sechs 
Minuten früheres Schichtende ein, 
damit die auswärtigen Arbeiter 
ihren Autobus erreichen konnten. 
Die Debatte verlief hitzig, und 
Knoll warf dem Werkmeister 
wegen dessen Unnachgiebigkeit 
„betriebsschädigendes Verhalten“ 
vor. Dieser ging zur Werksleitung, 
und diese nutzte die Gelegenheit, 
den unliebsamen Knoll wegen „er-
heblicher Ehrverletzung“ fristlos 
zu entlassen. Als das unter den 
Arbeitern bekannt wurde, legte 
eine Abteilung nach der anderen 
die Arbeit nieder und verlangte die 
Rücknahme der Entlassung und die 
Versetzung des Werkmeisters. Das 
Werk stand still, 1.200 Arbeiter wa-

ren im Streik und ließen sich auch 
durch die Androhung „schwer-
wiegender Maßnahmen“ seitens 
der Leitung, übermittelt durch den 
SP-Betriebsratsobmann, nicht zum 
Weiterarbeiten bewegen.

Der Proteststreik wurde 
schließlich nach drei Tagen ergeb-
nislos abgebrochen. Knoll wurde 
nicht wieder eingestellt. Die Rech-

Polizeiposten und mehr

Polizeiposten werden einge-
spart. Über Hundert, zur „Verbes-
serung der Sicherheit der Bevölke-
rung”?! Es ist entlarvend, wie rasch 
und problemlos Einsparungen 
von unserer politischen Führung 
durchgezogen werden, wenn sie 
die unteren Chargen der Beamten 

© Petra Brunnsteiner

Eine hochquali� zierte und selbstbewusste 
Arbeiterschaft bildet das  Rückgrat des 
Erfolgs von ELIN in Weiz. Nicht immer konnten die Arbeiter ihre 
Rechte ganz kon� iktfrei durchsetzen, wie das Beispiel des Streiks 
von 1970 zeigt.

nung für ihre Haltung  bekam die 
sozialdemokratische Fraktion bei 
der nächsten Betriebsratswahlprä-
sentiert, als sie zwar acht Mandate 
bekam, die KPÖ-Fraktion aber auf 
sieben Mandate anwuchs. Johann 
Stockner war der Fraktionsführer 
der kommunistischen GE, heute 
GLB.

Franz Stephan Parteder

Briefe an die 
Redaktion
Die Redaktion behält sich vor, 

Leserbriefe gekürzt zu 

verö� entlichen Landhaus, Herrengasse 16, 8010 Graz,
Fax 0316/877 5108 oder E-Mail: volksstimme@kpoe-steiermark.at

STEIRISCHEVolksstimme

und den Bürger selbst betreffen.  
Und Kritiker werden von Frau 
Minister Mikl-Leitner so charak-
terisiert: „Einige heulen eben mit 
den Bürgermeistern anstatt für eine 
Verbesserung der Polizeiarbeit zu 
stehen wie wir es tun!” (Zitat ORF 
am 28.01.2014)

Im Ministerium in Wien sitzt 
man am Puls der Bürger? Wie 
Brüssel am Puls des Saatgutes, 

des Wassers, 
der digitalen 
Stromzähler 
und der gifti-
gen Quecksil-
bersparlampen sitzt. Je größer, je 
bestimmender. Schöne neue Welt!  
Gute Nacht Bürger. Guten Morgen 
globale Player! Wir sparen für Euch! 
Ein Irrtum! Zu viele Arbeitsplätze, 
zu wenig Gewinn!

Dr. Herbert Riegler, Bierbaum 55, 
8283 Bad Blumau

(� ermengemeinde mit zukünf-
tigem gigantischen Glashaus-In-
dustriekomplex von SPAR, unserem 
bestimmenden Leitbetrieb)

http://www.pro-bad-blumau.at/
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Komm mit 
für eine soziale Steiermark!

KPÖ sucht Mitstreiter in Stadt und Land

2015 � nden in der Steiermark Gemeinderats- und 
Landtagswahlen statt.
Die steirische KPÖ glaubt, dass unsere Gesellschaft neue Ideen und eine neue 
Politik braucht. Die Leute sind der nationalen Hysterie, der sozialen Erschütterun-
gen und der politischen Panik müde. Stabilität und Ausgewogenheit stehen im 
Zentrum unseres Handelns für die benachteiligten und ausgebeuteten Menschen. 
Unsere Devise: Ein menschenwürdiges Leben für jede und jeden!
Wir wollen in der Steiermark eine gerechte Gesellschaft erreichen, in der die 
Sorge um den Menschen im Mittelpunkt des Handelns steht. Der Reichtum muss 
besser geteilt werden.
Die Hauptprinzipien unserer Politik: Pragmatismus, Augenmaß, Hausverstand, 
Verantwortung.

Die KPÖ sucht Kandidatinnen und Kandidaten in Stadt und-
Land, die bereit sind, unter Verzicht auf überhöhte politische 
Einkommen für ihre Mitmenschen in der Gemeinde und in 
der Landespolitik tätig zu werden.
RUFEN SIE UNS AN!

Tel. 0699 1253 495
oder
Tel. 0699 1218 4201 

E-Mail: a.fuchs@kpoe-steiermark.at
Adresse: KPÖ, Volkshaus Graz, Lagergasse 98a, 8020 Graz

GLB-KPO

Liste 5

Arbeiterkammer-Wahl 27. März bis 9. April 2014

Es wird nicht reichen, die Akteure ab-

zuwählen. Viele Maßnahmen müssen 

rückgängig gemacht werden.

KPÖ-LAbg. Werner Murgg
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Plakat, Aufkleber bitte bestellen bei: 
www.solidarwerkstatt.at

Gute Arbeit: Gemeinsam für 
Gerechtigkeit im Arbeitsleben

Gemeinsam für mehr Gerechtigkeit! Bei der Wahl zum steirischen 
Arbeiterparlament – der Arbeiterkammerwahl vom 27. März bis 
9. April tritt der Gewerkschaftliche Linksblock (GLB) erstmals 
gemeinsam mit der KPÖ an. KPÖ-LAbg. Werner Murgg und GLB-
Arbeiterkammerrat Kurt Luttenberger präsentierten einige Punkte, 
die bei der Wahl zu denken geben sollten. 

FRAGEN zum  Miet- 
und Wohnungs-
eigentumsrecht
Immer wieder haben Mieter bzw. 
Wohnungseigentümer Fragen 
zu Eigentümerversammlungen 
oder zur Investitionsablöse. Einige 
grundsätzliche Aussagen dazu 
können getroff en werden:

Bis wann muss ich eine Investiti-
onsablöse geltend machen?
Eine Investitionsablöse ist spätes-
tens 14 Tage nach Aufkündigung 
des Mietverhältnisses dem Vermie-
ter schriftlich unter Mitteilung des 
Betrages und welche Investitionen 
getätigt wurden samt Belegen 
mitzuteilen, wobei wie bei der 
Kündigung damit bereits der Zu-
gang gemeint ist und nicht etwa 
die Postaufgabe. Meistens wird 
man den Wunsch nach Investiti-
onsablöse ohnehin bereits mit der 
Kündigung vornehmen.

Wie oft muss eine Eigentümer-
versammlung statt� nden? 
Soweit nicht anders vereinbart 
ist eine Eigentümerversammlung 
alle zwei Jahre von der Haus-
verwaltung einzuberufen. Eine 
qualifizierte Minderheit der 
Wohnungseigentümer (mindes-
tens drei Wohnungseigentümer, 
die zusammen über mindestens 25 
Prozent der Anteile verfügen) kann 
schriftlich auch die Einberufung 
einer außerordentlichen Versamm-
lung verlangen. 

Das EU-„Eisenbahnpaket“ 
von 2014 zwingt die EU-
Mitgliedsstaaten zu einer 
weitreichenden Libera-
lisierung und Privatisie-
rung des Schienenver-
kehrs. Darauf machte der 
steirische KPÖ-LAbg. Wer-
ner Murgg aufmerksam.

RAT UND HILFE IN 
WOHNUNGSFRAGEN
Mieter schutzverband
Steiermark
Sparbersbachgasse 61
Tel. 0316 / 38 48 30
Sprechstunden – Bitte
um tel. Voranmeldung!

www.mieterschutzverband.at

EU-„Eisenbahnpaket“ stellt Weichen für Privatisierung

Hände weg von der Bahn!
Die EU-Richtlinie sieht die 

Trennung von Betrieb und 
Netz vor, das dann für jeden pri-
vaten Anbieter in der gesamten 
EU zur Verfügung stehen muss. 
„Dieses Modell existiert auch im 
Bereich der Stromversorgung. Die 
öff entliche Hand muss das Netz 
erhalten, am Strom bereichern sich 
private Energiekonzerne. Das ist 
nichts anderes als eine verdeckte  
Subventionierung privater Profi te 
auf Kosten der Allgemeinheit. Für 
die Kunden bedeutet das eine Ver-
teuerung, die Liberalisierung nützt 
ausschließlich den Konzernen. Bei 
der Bahn ist eine ähnliche Entwick-
lung absehbar“, so Murgg.

Da regionale Verbindungen 
und Nebenbahnen für private 
Anbieter kommerziell nicht inte-
ressant sind, wird das EU-Eisen-
bahnpaket zum Ausbau lukrativer 
Hochgeschwindigkeitsstrecken 
führen, während die regionale 
Versorgung ausgehungert wird.

Murgg: „Die Zwangsprivatisie-
rung der Bahn durch die EU ist ein 
weiterer Schlag gegen das öff entli-
che Eigentum, gegen einen funkti-
onierenden Öff entlichen Verkehr. 
Nur entschlossener Widerstand 
kann das vom EU-Parlament auf 
den Weg gebrachte Unheil abwen-
den. Hände weg von der Bahn!“

Foto: ÖBB-Werbung GmbH / 
Robert Deopito

Schienenwege für Private ö� nen?
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Die KPÖ kämpft im Land-
tag für eine Verbesse-
rung im steirischen Pfl e-
gewesen. Neben einer 
gesicherten Finanzie-
rung fehlt es auch an ei-
nem Konzept für die in 
der Pfl ege Beschäftigten. 
Denn die Arbeitsbedin-
gungen in Pfl egeheimen 
werden immer problema-
tischer. Überlastung und 
Burnout sind an der Ta-
gesordnung, die Bezah-
lung ist viel zu gering.

In den letzten Wochen erreichten 
uns mehrere verzweifelte Hilfe-

rufe von Beschäftigten und auch 
Angehörigen Pflegebedürftiger, 
die auf zahlreiche Missstände im 
steirischen P� egewesen hinweisen. 
Einer davon kommt aus einer der 
größten gemeinnützigen steirischen 
Einrichtungen. Im Schreiben ist 
zu lesen, dass schon seit mehreren 
Jahren eisern beim Personal gespart 
wird. Das geht zu Lasten der Bewoh-
nerinnen und Bewohner der Heime, 
wo nur noch Zeit für das Nötigste 
bleibt, also die Grundp� ege.

Im selben Zeitraum sind bei 
den Beschäftigten Erkrankungen 
am Bewegungsapparat, psychi-
sche Erkrankungen, Burnout und 
Landzeitkrankenstände stark an-
gestiegen. Ohne Zivildiener würde 
der Betrieb zusammenbrechen. 
Gleichzeitig steigt im Sozialbe-
reich die Arbeitslosigkeit an.

Ein Problem sind die Tagsätze, 
also jene Summe, die die Pfl ege-
einrichtungen vom Land bezahlt 
bekommen. Diese treiben die 
Pflegekosten in die Höhe, ohne 
dass sich beim Personalstand oder 
bei der Bezahlung etwas ändern 
würde. Eine Entlastung würde 
die Anhebung des Pfl egeschlüs-
sels bringen, wie es die KPÖ seit 
langem fordert. In anderen Bun-
desländern ist, je nach Pfl egestufe, 
mehr Personal vorgeschrieben, 

P� egepersonal in Not
was sowohl für die Beschäftigten 
als auch für die Heimbewohner 
ein Vorteil ist. Natürlich würde 
das aber auch die Kosten erhöhen. 
Manche Pfl egeheime werfen aber 
so hohe Gewinne ab, dass sie im 
Ausland als Finanzanlage bewor-
ben werden. Diese Geschäftema-
cherei muss abgestellt werden, 
fordert die KPÖ. Das würde auch 
die Kosten reduzieren und den 
nötigen Spielraum schaffen, um 
das Personal zu entlasten.

Nicht nur für  die Angehörigen 
bringt es eine große finanzielle 

Belastung, wenn jemand aus der 
Familie in ein Pfl egeheim muss. Für 
die Betroff enen selbst gilt generell 
der Regress, sie werden enteignet, 
der Ertrag ihres Lebens fl ießt in 
überteuerte Pfl egeangebote.

„Es wird einkassiert, wofür 
man ein Leben lang gearbeitet 
hat. Das geliebte Häuschen, in 
dem man ein Leben lang gelebt 
hat, ist weg. 

Beim Pflegepersonal gibt es 
mittlerweile Firmen, die medizini-
sches Personal „casten“. Sogar auf 
diesem Sektor gibt es Leihfi rmen!

Lebende 
Wanderpokale

Ich bin P� egehelfer, und wir Kran-
kenp� eger pfeifen aus dem letzten 

Loch. Wir werden zu diversen Burn-
out-Seminaren geschickt, uns wird 
gepredigt, dass die Alten, Kranken 
und P� egebedür� igen mit viel Liebe 
und Geduld behandelt gehören. Uns 
wird von den Oberen erklärt, dass 
man sehr viel Verständnis für diese 
Leute aufbringen muss. Alles gut 
und schön. Ich liebe meinen Beruf 
und wir alle haben ein sogenanntes 
„Helfer-Syndrom“, ansonsten würden 
wir das nicht tun. Die Bezahlung 
für soviel Verantwortung (ja! auch 
Pflegehelfer) kann es nicht sein, 
oder das „tolle Arbeitsklima“ in den 
P� egeheimen. Der Personalschlüssel 
wird nicht angehoben, unsere Löhne 
stagnieren, die Menschen werden 
älter und die Demenz nimmt zu. 
Es wird an allen Ecken und Kanten 
eingespart, P� ege wird Massenab-
fertigung und der Mensch wird zur 
„Ware“......und wir? 

Es passieren Fehler, P� eger sind 
frustriert und nichts funktioniert 
mehr so, wie es sein soll. Aus Angst 
vor Arbeitsplatzverlust macht man 
immer weiter und weiter bis man sich 
selbst nicht mehr spürt. 

Wo endet das? Wieder beim Al-
ten und Kranken, der im Ende� ekt 
nichts dafür kann und einen Haufen 
zahlt (bzw. Angehörige), ansonsten 
wird ja das einkassiert, wofür man 
ein Leben lang gearbeitet hat... oder 
das geliebte Häuschen, in dem man 
ein Leben lang gelebt hat. Und was 
sind das da plötzlich für Firmen, 
die Medizinisches Personal „casten“, 
Leih� rmen? Sogar auf dem Sektor 
Menschenleben gibt es Leih� rmen?? 
Ich fass es nicht. Wir werden zu le-
benden Wanderpokalen degradiert. 

Aber mir gefällt das sehr gut: Das 
Reden und Schreiben in den diversen 
Zeitungen. STEHT ENDLICH AUF, 
SEHT HIN!  Bitte!

Sandra Konrad

P� egenot-
stand: eine 
Betro� ene 
berichtet

© Gina Sanders - Fotolia.com

Anstatt P� ege in ein funktionierendes Gesundheitssystem einzu-
betten werden unsere Alten im Namen der Pro� t- und Sparpolitik 
den Interessen der Finanzkonzerne ausgeliefert: P� egeheime sollen 
Riesen-Rediten einbringen.
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TEUERUNG
 Wir zahlen nicht für eure Krise !  Wir ziehen nicht in euren Weltkrieg

Brandgefährlich: 
EU-Außenpolitik 
und Kriegsgefahr

Vor 15 Jahren begann der 
NATO-Bombenkrieg gegen 

die Bundesrepublik Jugoslawien. 
Daran erinnert der steirische 
GLB-Arbeiterkammerrat Kurt 
Luttenberger. 

Vom 24. März bis zum 10. Juni 
1999 warfen Kampffl  ugzeuge der 
NATO an die 30.000 Bomben über 
bewohntem Gebiet ab, darunter 
auch  Streubomben und Bomben 
mit radioaktivem Material.  „Heute 
gilt wie damals: Bomben schaff en 
keinen Frieden. Die Arbeiterkam-
mer als Vertretung von Millionen 
Werktätigen muss sich für die Neu-
tralität einsetzen und sich gegen die 
Einverleibung Österreichs durch ein 
Militärbündnis durch die Hinter-
türe stellen“, betont Luttenberger, 
der die Liste GLB-KPÖ in der AK-
Vollversammlung vertritt.

 Luttenberger: „Dieser Jahres-

Rechte Ideologien wollen den autoritären Staat. Ständig wird Angst geschürt, um die de-
mokratischen Grund- und Freiheitsrechte einzuschränken. Über die EU-Ebene läuft 

das besonders effizient. So geht die Vorratsdatenspeicherung, die alle unsere Kommu-
nikationsdaten verdachtsunabhängig speichert, auf eine EU-Richtlinie zurück. Ebenso die 
bedrohlichen „Anti-Terror-Paragrafen“ 278b ff, durch die demokratisches Engagement 
rasch kriminalisiert und mit hohen Freiheitsstrafen verfolgt werden kann. Auch das von der 
schwarz-blauen Regierung beschlossene Militärbefugnisgesetz, das den Nachrichtendiens-
ten des Bundesheeres eine nahezu uneingeschränkte Lizenz zum Bespitzeln der BürgerInnen 
und zur Weitergabe dieser Daten an ausländische Geheimdienste einräumt, gründet auf den 
Enfopol-Vorgaben der EU, durch die Abhörstandards und Zugriffrechte von 
Spitzeldiensten vereinheitlicht wurden. 

Mit EU-Geldern wird das Programm INDECT finanziert, 
das die Bespitzelung sozia- ler Netzwerke im Internet 
mit der Überwachung des urbanen Raumes durch flie-
gende Kameras verknüpft. Um diese Überwachungs-
drohnen flächendeckend einsetzen zu können, drängt 
die EU-Kommission auf die Freigabe des europäischen 
Luftraums für Drohnen bis 2016. Auch österreichische Un-
ternehmen und Forschungs- einrichtungen sind in dieses 
Orwell`sche Überwachungs- programm eingebunden, das „Die 
Zeit“ als „Traum der EU vom Polizeistaat“ (24.9.09) charakterisiert. 
Edward Snowdens Enthüllungen haben ans Licht gebracht, dass die Geheimdienste der 
EU-Staaten ihre BürgerInnen kaum weniger bespitzeln als die NSA. Die Ankündigung der EU-
Justizministerin, die EU müsse bis 2020 einen eigenen EU-Geheimdienst „vergleichbar der 
NSA“ aufbauen, kann daher nur als gefährliche Drohung gewertet werden. Der Neoliberalismus 
wird zunehmend autoritär. Mittlerweile werden bereits Kämpfe von Gewerkschaften für die 
Einhaltung von Kollektivverträgen oder Straßenblockaden gegen überbordenden LKW-Transit 
mit dem Verweis auf den „freien EU-Binnenmarkt“ untersagt. 

Mit der „Solidaritätsklausel“ des Lissabon-Vertrags hat sich die EU auch die legistischen 
Voraussetzungen geschaffen, um unter dem Vorwand des „Anti-Terrorkampfes“ militärisch 
im Inneren von Mitgliedsstaaten zu intervenieren. Auch die entsprechenden paramilitä-
rischen Einheiten zur Bekämpfung sozialer Proteste sind im Aufbau, z. B. die sog. „Euro-
päische Gendarmerie Force“ (EGFOR). Diese Truppe vereinigt die Mittel und Befugnisse 
von Polizei, Kriminalpolizei, Armee, Geheimdienst unter einem Dach und kann auf Anfrage 
bzw. Beschluss von EU oder NATO „robust und schnell“ eingesetzt werden, u.a. „zur Auf-
rechterhaltung der öffentlichen Ordnung beim Auftreten öffentlicher Unruhen.“ (Art. 4, EGF-
Vertrag). Auch die EU-Battlegroups stehen für den Einsatz im Inneren der EU zur Verfügung. 

Die Solidarwerkstatt fordert: > Sofortiger Aussetzung der Vorratsdatenspeicherung > 
Ausstieg Österreichs aus Spitzelprogrammen wie INDECT > Aufhebung der sog. „Anti-
Terrorparagrafen“ und der Bespitzelungsermächtigung für die Heeresgeheimdienste > 
Keine Teilnahme an bzw. Kooperation mit paramilitärischen Polizeistreitkräften.

Freiheit statt Angst!

2009 brachte die Strache-FPÖ ei-
nen Antrag in den Nationalrat, in 

dem sie – ganz auf Linie der Indust-
riellenvereinigung – die Absenkung 
der Staatsausgaben um 12 Milliarden 
forderte. Damals machten sich die 
anderen Parteien noch lustig über die-
ses neoliberale Crashprogramm der 
Rechtsextremen. Drei Jahre später 
segnen die Regierungsparteien und 
der Nationalrat auf Druck der EU-

Kommission genau ein solches Austeritätspaket ab: Nulllohnrunden im öffentlichen Dienst, 
Realeinkommensverluste für PensionistInnen, ein milliardenschweres Sparpaket im Ge-
sundheitsbereich, Kürzungen bei der Bildung, usw. Und die Rechtsextremen können es sich 
erlauben, populistisch in Opposition zu exakt der Politik zu gehen, die sie ein paar Jahre davor 
selbst noch beantragt hatten. Der Hintergrund dafür sind diverse EU-Verordnungen (Sixpack, 
Twopack) und Verträge (Fiskalpakt), die der EU-Technokratie enorme Macht geben, die 
Wirtschafts- und Budgetpolitik der einzelnen Staaten zu diktieren - und willfährige Regierun-
gen und Parlamente, die sich diesen Vorgaben bedingungslos beugen. 

Ab 2014 erhält die EU-Kommission mit dem sog. „Twopack“ die politische Vorabkontrolle 
des Budgets, noch lange bevor die gewählten Parlamentarier es zu Gesicht bekommen. Erst 
am Ende des Jahres, wenn der Budgetentwurf nach dem Willen der Kommission geformt ist, 
dürfen die Abgeordneten das Budget abnicken. Wenn sie nicht spuren, steht der Kommission 
ein ganzer Strauß an Sanktionsmöglichkeiten zur Verfügung. Ebenfalls durch EU-Verträge 
wurden die Parlamente bei internationalen Freihandelsabkommen entmachtet. Deshalb 
kann sich die EU-Kommission anmaßen, das bedrohliche EU-US-Freihandelsabkommen ohne 
Rücksicht auf die Parlamente der einzelnen EU-Staaten auszuverhandeln. 

Dieses Konkurrenzregime ist ein Hebel zur schleichenden Ausschaltung der Demokratie, 
indem gewählte Parlamente entmündigt und eine neoliberale Wirtschaftspolitik alterna-
tivlos vorgegeben wird. So urteilt der Staatsrechtler Andreas Fishan (Universität Bielefeld): 
„Die programmatischen Festlegungen des EU-Primärrechts sind so eng, dass sie Politik nur 
in einer ganz besonderen, nämlich neoliberalen Weise zulassen. […] Wenn politische Rich-
tungsentscheidungen nicht oder nur in sehr begrenztem Umfang möglich sind, verliert der 
demokratische Prozess seine Bedeutung.“ Entdemokratisierung und Sozialabbau sind der 
Nährboden, auf dem Rechtsextremismus und Rassismus gedeihen.

Die Solidarwerkstatt fordert: > Wiederherstellung der Budgetsouveränität des öster-
reichischen Parlaments > Keine Unterordnung unter die neoliberalen EU-Verträge und 
Verordnungen > Kein Verhandlungsmandat für die EU-Kommission bei internationalen 
Freihandelsverträgen > Wirtschafts- und Sozialpolitik, die auf Vollbeschäftigung und 
soziale Existenzsicherheit für alle Menschen gerichtet ist > Mehr Geld für Gesundheit, 
Pflege, Bildung, öffentlichen Verkehr, sozialen Wohnbau, erneuerbare Energien.

Gegen Sozialabbau & Entmündigung! Raus aus Frontex und Dublin II !

Folgenden Horrorbericht entnehmen wir Ende 2013 der Nicht-Regierungsorganisation Fort-
ress Europe: „Seit 1988 starben entlang der europäischen Grenzen mindestens 19.144 

Immigranten, davon sind 8.822 Leichen immer noch im Mittelmeer verschollen. Im Mittelmeer, 
sowie im Atlantischen Ozean nach Spanien starben 14.309 Personen. 6.837 sind im Kanal von 
Sizilien ertrunken, zwischen Libyen, Tunesien, Malta und Italien, davon 5.086 verschollen; 229 
weitere Tote zwischen Algerien und Sardinien, Italien. Weitere 4.899 Tote zwischen Marokko, 
Algerien, Mauretanien, Senegal und Spanien, beim Überqueren der Meeresenge von Gibraltar 
oder in der Nähe der Kanarischen Inseln, davon sind 2.462 verschollen. 1.504 Tote in der Ägäis 
zwischen der Türkei und Griechenland, davon sind 842 verschollen. 705 Tote in der Adria, zwi-
schen Albanien, Montenegro und Italien, davon sind 314 verschollen.“

Menschen flüchten nicht leichtfertig; sie flüchten, weil ihr Leben bedroht, ihre Lebens-
grundlagen zerstört sind. Die Politik der westlichen Staaten, nicht zuletzt der EU, tragen 
dafür eine große Verantwortung: die westlichen Kriege gegen Irak, Afghanistan, Pakistan 
und Libyen, die indirekte militärische Intervention der Westmächte in Syrien haben über eine 
Million Menschen das Leben gekostet und sie haben Millionen Menschen zur Flucht gezwun-
gen. Die neoliberale Wirtschaftspolitik der EU, die den Mittelmeerstaaten Freihandelsregime 
aufzwingt, die europäischen Fischfangflotten, die die Küsten West- und Ostafrikas leerfischen, 
zerstören tagtäglich die wirtschaftlichen Lebensgrundlagen von Menschen in Afrika und im 
Nahen Osten. Mit Hilfe eines mörderischen Grenzregimes will man sich dann jene Men-
schen vom Leib halten, die vor Krieg und Elend flüchten. Diesem Zweck dient die EU-Grenz-
schutzagentur FRONTEX, an der auch Österreich beteiligt ist. „FRONTEX koordiniert die-
sen Krieg gegen Flüchtlinge und MigrantInnen in der Absicht, ein Abschreckungsregime zu 
installieren“, bilanziert die antirassistische NGO „Afrique-Europe-Interact“.

Mit der Dublin II-Verordnung wurde ein Instrument geschaffen, um sich der Flüchtlinge, denen 
es doch (oft nach qualvollen Strapazen) gelungen ist, bis nach Kerneuropa vorzudringen, durch 
Deportation wieder zu entledigen. Die Dublin II-Verordnung regelt, dass das EU-Land, über das 
die Einreise erfolgt, für das Asylverfahren zuständig ist. In diese sog.„sicheren Drittstaaten“ kann 
sofort abgeschoben werden, ohne die individuellen Asylgründe zu prüfen - ein eindeutiger Ver-
stoß gegen die Genfer Konvention. Da-
durch wird das Menschenrecht auf Asyl 
ausgehebelt. Umso mehr als durch diese 
rücksichtslose Auslagerung der Asylver-
fahren die Einreise- bzw. Grenzländer 
total überfordert sind und ihre Grenzen 
immer radikaler dicht machen. 

Die Solidarwerkstatt fordert: 
> Humane Asylpolitik - die Ursachen 
der Flucht müssen bekämpft werden, 
nicht die Flüchtlinge!  > Sofortiger 
Ausstieg aus Frontex und aus den 
Dublin-Verordnungen der EU.

Kollaboration mit Faschisten stoppen!

Die rechtsextreme und offen antisemitische Partei Swoboda („Freiheit“) gehört zu den 
tragenden Kräften der Pro-EU-Demonstrationen in der Ukraine. Das außenpolitische 

EU-Establishment und das deutsche Außenamt kollaborieren mit den ukrainischen Neo-
faschisten, um einen Regime-Change in Kiew im Sinne Brüssels und Berlins herbeizuführen. 
Swoboda knüpft unmittelbar an die Tradition westukrainischer Nazi-Kollaborateure an, die 
im Zweiten Weltkrieg an der Seite der Deutschen in der okkupierten Sowjetunion zahlreiche 
Massaker verübten. Swoboda ehrt Waffen-SS-Divisionen und veranstaltet Gedenkmärsche für 
den OUN-Anführer Stepan Bandera, dessen Truppen sich beim deutschen Überfall auf die So-
wjetunion am Massenmord an der jüdischen Bevölkerung von Lviv (Lemberg) beteiligten. 

Um die Ukraine von der – wie es Swoboda wörtlich nennt - 
"Moskau-jüdischen Mafia" zu befreien, wollen die Neofaschis-
ten die Anbindung der Ukraine an die EU durchsetzen. Sie 
scheuen dabei auch vor offener Gewalt nicht zurück. Swobo-
da unterhält enge Kontakte mit anderen neofaschistischen 
Organisationen, wie der deutschen NPD, der British National 
Party oder der ungarischen Partei Jobbik. Doch auch offizielle 
Stellen der deutschen Regierung und der EU pflegen intensive 
Verbindungen mit den ukrainischen Rechtsextremisten. Wie 
aus Mitteilungen von Swoboda selbst hervorgeht, hat ihr An-
führer Oleh Tiahnybok bereits Ende April 2013 Kontakt zum 
Botschafter Deutschlands in der Ukraine, Christof Weil, auf-
genommen, bei denen der Sturz der ukrainischen Regierung 
thematisiert wurde. Man habe sich über "die Notwendigkeit" 
ausgetauscht, dass die Ukraine "das Assoziierungsabkommen 
mit der EU" unterzeichnen müsse. Swoboda teilte öffentlich 
mit, dass Tiahnybok dem deutschen Botschafter explizit ver-
sichert haben, Swoboda werde "ihr Bestes geben, um den Weg 
für das EU-Assoziierungsabkommen freizumachen".  

Auch die oberste Führungsebene des „Europäischen Auswärtigen Dienstes“ arbeitet mit den 
ukrainischen Neofaschisten zusammen. Bereits im Frühjahr 2013 fanden erste Treffen des Swo-
boda-Chefs Tiahnybok mit EU-Diplomaten statt. Ende August nahm der Swoboda-Beauftragte 
Osaulenko an der Eröffnung eines Swoboda-Büros in Brüssel teil, das die Beziehungen zur EU 
und zur NATO pflegt. Die Stellvertreterin der EU-Außenbeauftragten Ashton, Helga Schmid, 
verhandelte im Herbst 2013 mit dem Chef von Swoboda. Man habe sich "über die aktuelle Situ-
ation in der Ukraine" und insbesondere über die Zukunftspläne der Oppositionsparteien ausge-
tauscht, teilte Swoboda mit. Der EU-Botschafter in Kiew, Jan Tombinski, unterstrich, dass man 
Swoboda für „einen gleichwertigen Partner“ halte. (Quellen: www.german-foreign-policy.com)

Die Solidarwerkstatt fordert: > Ausstieg Österreichs aus dem Europäischen Auswärtigen 
Dienst > Eigenständige österreichische Außenpolitik, die der westlichen Politik zur Un-
terstützung neofaschistischer Kräfte international entgegentritt > Politik auf Augenhöhe 
gegenüber den Ländern des Ostens und Südens statt neokolonialer Bevormundung!

Nie wieder Krieg! Nie wieder Faschismus!

Wer gegen Faschismus 
kämpfen will, 

darf vom EU-Konkurrenz-
regime nicht schweigen!

Kontakt (Impr.): Solidarwerkstatt Österreich, Waltherstr. 15, 4020 Linz
T 0732 77 10 94, office@solidarwerkstatt.at, www.facebook.com/solidarwerkstatt
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Neutralität hat   Vorrang!
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KPO

Wahl zum Europäischen Parlament  – 25. MAI 2014

tag fällt in eine extreme Zuspitzung 
der Kriegsbedrohung in Europa. 
Angesichts dessen ist es besonders 
wichtig, aktive Neutralitätspolitik 
zu betreiben, anstatt in den Chor 
der Kriegstreiber einzustimmen.“

Die Militarisierung der EU 
schreitet rasch voran. Immer we-
niger Rücksicht wird auf die Neut-

ZITIERT
„Wenn das so weitergeht, wird 
die angebliche Rettung der Hy-
po Alpe Adria die Spekulanten 
und Geschäftemacher endgültig 
verschonen, aber zahlreiche Men-
schen auch bei uns  in den Privat-
konkurs treiben. Der Grund dafür 
sind die neuen Belastungspakte, 
die unweigerlich auf die Masse 
der Bevölkerung zukommen wer-
den“.  Elke Kahr, KPÖ-Stadträtin 
in Graz

„Niemand kann behaupten, dass 
eine geordnete Insolvenz der 
Hypo-Alpe-Adria gefährlicher 
wäre als diese  Milliarden-Salami-
Taktik der Verantwortlichen in 
Regierung und Bank.“ Elke Kahr

 „Maßnahmen für leistbares Woh-
nen werden von Regierung und 
Ländern auf den St. Nimmerleins-
tag hinausgeschoben, gleichzei-
tig hat man  immer wieder Steu-
ermilliarden für eine Pleitebank. 
Diese Ungerechtigkeit stinkt zum 
Himmel!“  Elke Kahr

„Die Liberalisierung der Finanz-
märkte hat Arbeitern und Ange-
stellten nichts gebracht. Eine klei-
ne Elite ist dadurch noch reicher 
geworden, während Millionen 
um ihre Ersparnisse und Pensi-
onen gebracht wurden. Diese 
neoliberalen Dogmen stehen im 
Zusammenhang mit der Vorgän-
gen rund um die Hypo Alpe Adria. 
Es wäre naiv zu glauben, dass es 
sich lediglich um einen Kriminal-
fall aus der Welt der Hoch� nanz 
handelt. Die Enteignung der Be-
völkerung zugunsten von Banken 
und Konzernen ist das gewollte 
und unvermeidliche Ergebnis 
der in den EU-Verträgen festge-
schriebenen Politik“ KPÖ-LAbg. 
Werner Murgg, Vorsitzender des 
Kontrollausschusses.

KA
PITALISMUS?

N
E

IN DANKE

ralität Österreichs genommen. Die 
politischen und wirtschaftlichen 
Machteliten Österreichs betreiben 
seit mehr als zwei Jahrzehnten 
eine Politik der systematischen 
Zerstörung der fortschrittlichen 
Grundlagen der Republik Öster-
reich. Neutralität, Staatsvertrag, 
Gemeinwirtschaft, das soziale Si-
cherungssystem, dies alles sei ver-
altet und müsse entsorgt werden. 
Österreich wird gleichermaßen 
den wirtschaftlichen Interessen 
großer Konzerne ausgeliefert, wie 
es in wachsendem Tempo in mili-
tärische Abenteuer geführt wird.

Die „Gemeinsame Außen- und 
Sicherheitspolitik“ der EU wider-
spricht dem Neutralitätsgesetz. In 
Zeiten, wo die wirtschaftliche Krise 
der EU in militärische Abenteuer 
umzuschlagen droht, kommt es da-
rauf an, Österreich herauszuhalten 
und außenpolitsch für den Frieden 
einzutreten.

Das bedeutet gleichzeitig, dass 
es zu einer weitreichenden Strei-
chung der Euro-Staatsschulden im 
Austausch gegen echte sozial- und 
rechtsstaatliche Fortschritte kom-
men muss. 
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Die Entscheidung der 
Bundesregierung für ei-
ne Hypo-Lösung auf Kos-
ten der Steuerzahler ist 
in dreifacher  Hinsicht 
ein Freibrief: Erstens ein 
Freibrief für die Banken, 
immer wieder auf Kos-
ten der steuerzahlen-
den Bevölkerung geret-
tet zu werden. Zweitens 
ein Freibrief für die hem-
mungslose Spekulation 
eines dubiosen kriminel-
len Finanzadels. Und er 
ist drittens ein Freibrief 
für neue Belastungspake-
te im Namen der Banken-
rettung.

In der Steiermark wird nicht gern 
erwähnt, dass die GRAWE (Gra-

zer Wechselseitige Versicherung) 
bei diesem Skandal keine unbetei-
ligte Beobachterin sondern eine 
Mittäterin war. Die GRAWE war 
einige Jahre lang Miteigentümerin 
der Hypo Alpe Adria. Mit 9,2 Mil-
lionen Euro Partizipationskapital 
hängt die Grazer Wechselseitige 
Versicherung (Grawe) nach wie 
vor bei der Hypo-Alpe-Adria-Bank 
drinnen. Die Grawe war von 1992 
bis zur Notverstaatlichung 2009 
Minderheitsaktionär der Kärntner 
Hypo, sie hat dreistellige Millio-
nenbeträge in die Bank gesteckt. 
Sogar noch 2007 bei der letzten 
Hypo-Kapitalerhöhung ging die 
Grawe mit 160 Millionen mit. Das 
berichtet die Kleine Zeitung.

Ein wichtiger GRAWE-Ma-
nager saß im Vorstand der Hypo-
Alpe Adria. Wegen seiner Mitwir-
kung an einer undurchsichtigen 
Geldbeschaffungsaktion wurde 
dieser Siegfried Grigg vor kurzem 
sogar in erster Instanz zu einer 
Gefängnisstrafe von dreieinhalb 
Jahren unbedingt verurteilt. Dass 
GRAWE-Generaldirektor Othmar 

Der Hypo-Skandal und die GRAWE
Ederer von all dem nichts gewusst 
haben soll, ist sehr unwahrschein-
lich. Das Magazin Klipp spricht in 
diesem Zusammenhang von einer 
Hypo-Horror-Money-Show.

Blau-schwarz-rosa 
Kumpanei

Mittlerweile muss von einem 
gemeingefährlichen Hypo-Kartell 
und einer blauschwarzrosa Kum-
panei gesprochen werden, wobei 
allen Warnungen zum Trotz nicht 
die Interessen der  frühere Kärnt-
ner Landeshauptmann Jörg Haider 
(FPÖ/BZÖ). Fortgesetzt wird der 
Reigen über die Finanzminister Jo-
sef Pröll und Michael Spindelegger 
(beide ÖVP), denen es nur darum 
ging, das Raiff eisen-Imperium zu 
schonen und die Steuerzahler ble-
chen zu lassen. Völlig versagt hat 
Notenbank-Chef Ewald Nowotnys 
(SPÖ), dem sein hochbezahlter Job 
stets wichtiger war als rechtzeitig 
einzugreifen, um das Schlimmste 
zu verhindern. Und Kanzler Wer-
ner Faymann (SPÖ) schaute der 
diesem Treiben tatenlos zu.

Dass die SPÖ einen höchst not-
wendigen Hypo-Untersuchungs-
ausschuss verhindert und damit 
ausgerechnet der FPÖ ermöglicht, 
ihre Hauptverantwortung an der 
Causa Hypo zu vertuschen, beweist 
nur, dass die Sozialdemokratie 
selbst in diesen Skandal verwickelt 
ist. Vor allem durch ihre Zustim-
mung zu den Landeshaftungen 
in Kärnten, die zeitweise bis zu 
25 Milliarden Euro und damit 
ein Vielfaches des Landesbudgets 
erreichten. 

Unter dem Teppich
Im Bund und auch in der Stei-

ermark hat man größtes Interes-
se daran, einen Hypo-Untersu-
chungsausschuss zu verhindern. 
Deshalb wird alles unter den Tep-
pich gekehrt. Den Politikern  und 

den Managern ist ein Superbelas-
tungspaket auf Kosten der Bevöl-
kerung lieber als die schonungslose 
Aufklärung ihres Fehlverhaltens.

Denkzettel
Dafür muss es einen Denkzettel 

geben. Die nächsten Möglichkeiten 
dafür sind die AK-Wahl und die 
EU-Parlamentswahl am 25. Mai.  
Das ist für viele Menschen eine Ge-
legenheit zur Abrechnung mit der 
Politik von SPÖ und ÖVP im Bund 
und im Land. Es gibt die Möglich-

Durch und durch korrupte Politiker versuchten mit höchst riskanten 
Geschäften die Staatskassen – aber auch die eigenen Konten zu 
füllen. Unter dem Strich steht ein Finanzdebakel, dessen Kosten auf 
die Arbeiter und Angestellten abgewälzt werden sollen. 

© Kaasten fotolia.at

 Wir zahlen nicht für eure Krise !  Wir ziehen nicht in euren Weltkrieg

keit dazu , diesen Protest auch auf 
dem Stimmzettel auszudrücken. 
Die Strache-FP und die neoliberale 
Partei NEOS sind für arbeitende 
Menschen keine Alternative.

Das ist bei der EU-Wahl in 
der Frage Hypo-Desaster der EU-
Abgeordnete Martin Ehrenhauser 
mit seiner Liste „Europa anders“. Er 
hat sich klar dafür ausgesprochen, 
die Interessen der Bevölkerung in 
den Vordergrund zu stellen und 
lehnt Bankenrettungen à la Hypo-
Alpe-Adria entschieden ab.

Jährliches Exis-
tenzminimum 
in Österreich: 

Jährliches Einkommen inkl. Zulagen  
eines Abgeordneten im EU-Parlament:

9.778 Euro

Grundgehalt EU-Parlamentarier:    74.366 Euro
Taggeld im Durchschnitt:    36.500 Euro

Bürokostenpauschale:    51.588 Euro
Kommunikationsbudget:    45.388 Euro

Sekretariatszulage für Personal: 254.508 Euro
Fortbildungsbudget Sprach- und IT-Kurse:     6.500 Euro

Reisekosten im Durchschnitt:  115.208 Euro
Kosten Limousinenservice im Durchschnitt:   3.180 Euro

587.238 Euro

Quelle: off stage, www.ehrenhauser.at
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Die Pensionisten 
werden in der EU 
besonders be-
nachteiligt. Be-
lastungspakete 
entwerten die 
Pensionen.

© Herby ( Herbert ) Me - Fotolia

ZVP Zentralverband der Pensionisten
SPRECHSTUNDEN

Mo. bis Fr. von 10 bis 12 Uhr
Lagergasse 98a, 8020 Graz

E-Mail: zentralverband@gmx.at

✆ 0316/ 71 24 80 Voranmeldung erbeten.
Wir helfen bei: ● Anträgen auf P� e ge geld  ● Antrag auf „ein ma li ge 

Un ter stüt zung“ ● Pensionsanträgen wie Al ters pen si on, In va li di täts- 
und Be rufs un fä hig keits pen si on, Hin ter blie be nen pen si on wie Ab fer ti-

 gung und Ab fi n dung  ● anderen Pro ble men
Jeden Donnerstag gemütlicher Nachmittag 

im Volkshaus-Karl Drews Klub, Lagergasse 98a

Zentralverband der Pensionistinnen 
und Pensionisten Österreichs

Österreichs ältester 
Pensionistenverband
1924 wurde der Zentralverband der 
Pensionisten gegründet. Hunger 
und Not waren sechs Jahre nach 
Beendigung des ersten Weltkrieges 
für viele Menschen in unserem 
Land auf der Tagesordnung. Um 
dem Elend entgegenzutreten trafen 
sich im Herbst 1924 einige Unfall-
rentner und Invalide im Gasthaus 
„Einsiedler“ im Wiener Prater. Sie 
überlegten, wie man den älteren 
Menschen, den Invaliden und den 
Unfallrentnern, in einer Zeit der 
bitteren Armut und Not, helfen 
kann. Es gab damals noch kein all-
gemeines Krankenpfl egegesetz. Nur 
für Staatsbeamte gab es so etwas 
seit 1920. Sie beschlossen, sich zu 
organisieren und gründeten einen 
Verband. Mit großer Zuversicht 
gingen die ersten Funktionäre da-
ran, den Hilfsbedürftigen, dort wo 
es damals schon möglich war, zu 

ihren Rechten zu verhelfen, und 
auch in Österreich eine Invaliden-, 
Kranken- und Altersversicherung 
für alle zu erreichen. 

Der Kampf für das Sozialversi-
cherungsneuregelungsgesetz von 
1952, um das Rentenbemessungs-
gesetz 1954, die Forderung und die 
große Demonstration zur Durch-
setzung der 13. Monatsrente im Jahr 
1953 und ihre erste Auszahlung im 
Oktober 1955 wurden hauptsäch-
lich durch den ZVP geführt. 

Die Gründung des Pensionis-
tenverbandes jährt sich heuer zum 
90sten mal. Nicht alles steht zum 
Besten. Das Pensionsalter wird 
hinaufgesetzt, der mangelnde In-
fl ationsausgleich führt zum Sinken 
der Pensionen. Der Zentralverband 
gibt nicht auf: Ein Altern in Würde 
steht nach wie vor im Mittelpunkt 
der Tätigkeit. Darüber hinaus gibt 

es Aktivitäten wir 
Beratung, gesel-
lige Treffen oder 
Ausfl üge.

Anmeldungen unter  
Tel. 0316/71 24 80 (10 -12 Uhr)

6-Tages-Fahrt nach Kroatien 
 mit Halbpension 

€ 380,- pP im Doppelzimmer, 
Einzelzimmer € 420,-

Zentralverband der Pensionisten

E-Mail: zentralverband@gmx.at

REISE:

Baška, Insel Krk 
Do. 14. bis 19. Juni 2014

Trotz des großen individuellen 
Leids und des hohen volks-

wirtschaftlichen Schadens, der 
durch das Automatenglücksspiel 
entsteht, halten die steirischen 
Regierungsparteien SPÖ, ÖVP und 
FPÖ an ihrem Plan fest, über 1000 
neue Glücksspielautomaten in die 
Steiermark zu holen. 

Das neue steirische Glücks-
spielgesetz, das sich derzeit in 
Begutachtung befi ndet, sieht vor, 
dass der bundesgesetzliche Rah-
men voll ausgeschöpft wird. Voves 
und Schützenhöfer wollen die 
größtmögliche Anzahl von Glücks-
spielautomaten in die Steiermark 
zu holen und die höchstmöglichen 
Einsätze zuzulassen. An einem Tag 
können von einem einzigen Spie-
ler völlig legal über 500.000 Euro 
eingesetzt werden. Dabei fließt 
die Automatensteuer künftig nicht 
mehr an Land und Gemeinden, 
sondern direkt an den Bund.

Bis zu 80.000 Steirer sind direkt 

Nein zu neuen Glücksspiel-Lizenzen
oder indirekt von den Folgen der 
Spielsucht betroffen. Spielsucht 
triff t vor allem die Familien der 
Süchtigen! 

Der Gemeinderat der Stadt 
Graz hat sich auf Antrag der KPÖ 
mehrheitlich gegen die Pläne des 
Landes ausgesprochen, SPÖ und 
ÖVP wurden in dieser Frage auch 
von  ihren Grazer Parteifreunden 
nicht unterstützt.
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Rolf Becker: So wird Geld 
verdient
Freitag, 28. März 2014, 19 Uhr:
Ein literarischer Streifzug zur Entwick-
lung von Geld und Kapital mit dem 
Hamburger Schauspieler Rolf Becker

Im Gespräch mit Camilo Guevara
Mittwoch, 9. April 2014, 19 Uhr
Der Sohn des kubanischen Revo-
lutionärs Che Guevara besucht 
Graz. Camilo Guevara lebt und 
arbeitet in Havanna.  
Eine Veranstaltung des Kulturverein 
„che“. Mit Unterstützung des Bildungs-
vereins der KPÖ Steiermark.

Programm alle Veranstaltungen, sofern nicht anders angegeben,  
 im KPÖ-Bildungszentrum im Volkshaus Graz,  Lagergasse 98a

1.MAI

www.kpoe-graz.at

Für Arbeit und Frieden 

Demonstration
10:00  ab Südtirolerplatz -> Eisernes Tor

Maifest
Wiener Tschuschenkapelle

Iris Stern und Band

ab 13:00     Eintritt frei,  internationale Küche 

Volkshaus Graz, Lagergasse 98a

Selbstbedienung 
für Politiker
Kürzungspakete für 
die Bevölkerung

Heftige Kritik übt KPÖ-
LAbg. Klimt-Weithaler an 
der steirischen „Sonder-
parteiensteuer“

Während bei der Bevölkerung 
durch Kürzungen oder den 

Pfl egeregress abkassiert wird, ge-
nehmigen sich Polit-Funktionäre 
immer höhere Gehälter. Und seit 
1.1.2014 wird eine steirische Son-
derparteiensteuer bei den Gemein-
den eingehoben.

Seit Jänner treff en in den steiri-
schen Gemeindestuben Bescheide 
ein, in welchen die Kommunen 
daran erinnert werden, dass ab 
sofort pro Gemeindebürger fünf 
Euro ans Land abzuliefern sind. Die 
KPÖ ist vehement gegen dieses un-
verschämte Gesetz aufgetreten. Die 
rot-schwarze Kahlschlag-Koalition 
hat zum ungewöhnlichen Mittel 
einer Dringlichkeitserklärung 
gegriff en, um zu verhindern, dass 
Gemeinden dieses Gesetz zu Fall 
bringen können.

KPÖ-LAbg. Claudia Klimt-
Wei thaler fi ndet es erfreulich, dass 
sich verschiedene Gemeinden wei-
gern, die Abgabe anzuliefern. Denn 
die Sonderparteiensteuer ist eine 
weitere Belastung der Gemeinde-
fi nanzen: „Von einer Verdoppelung 
des Einkommens können Nor-
malsterbliche nur träumen. Wenn 
es um die Parteikasse und Bezüge 
für Funktionäre geht, wollen SPÖ 
und ÖVP auf einmal nichts mehr 
vom Sparen wissen. Dafür muss 
die steirische Bevölkerung ein Kür-
zungspaket nach dem anderen in 
Kauf nehmen und als Schlusslicht 
in Österreich noch immer Regress 
für pflegebedürftige Angehörige 
bezahlen.“

2014

DemonstrationDemonstrationDemonstrationDemonstration

20142014

1.MAI

Arbeit  Frieden

Umverteilung

bei jedem Wetter!

Am 1. Mai in Graz
25 Jahre Wiener 
Tschuschenkapelle 
mit Slavko Ninić

Iris Stern und Band
bei jedem Wetter!
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Briefe an die 
Redaktion
Die Redaktion behält sich vor, 

Leserbriefe gekürzt zu 

verö� entlichen Landhaus, Herrengasse 16, 8010 Graz,
Fax 0316/877 5108 oder E-Mail: volksstimme@kpoe-steiermark.at

..furchtet
euch nicht!

Alfred Nobel war überzeugt, der 
Frieden könne gewahrt werden, wenn 
die Nationen über tödliche Wa� en 
verfügten. Dann hätten sie die Mög-
lichkeit, sich schnell zu verbünden und 
jeden Aggressor auf grauenvolle Weise 
zu beseitigen. „Das würde die Kriege 
unmöglich machen“, schrieb er. 

Nobel war der Ansicht, keine ver-
nün� ig denkende Nation würde eine 
Auseinandersetzung herau� eschwö-
ren, wenn sie selbst mit verheerenden 
Folgen zu rechnen hätte. Was hat 

STEIRISCHEVolksstimme

das vergangene Jahrhundert jedoch 
gezeigt? Kaum 20 Jahre nach Nobels 
Tod brach der Erste Weltkrieg aus. 
Und wie sieht es 100 Jahre danach aus? 
Die weltweit aufgehäu� en tödlichen 
Wa� en konnten den Kon� ikt in der 
Ukraine, den tobenden Bürgerkrieg in 
Syrien und in der Zentralafrikanischen 
Republik nicht verhindern. Die Sehn-
sucht vieler Menschen nach Frieden ist 
groß, es scheint aber nicht in der Macht 
des Menschen zu liegen, dauerha� en 
Frieden herbeizuführen.

Für Leser der Bibel sind die Worte 
aus Psalm 46, 9 sehr ho� nungserwe-
ckend: „Kriege lässt Gott au� ören bis 
an das äußerste Ende der Erde. Den 
Bogen zerbricht er, und den Speer 
zersplittert er; die Wagen verbrennt 
er im Feuer.“ 

Frieden wird demnach nicht 
durch tödliche Wa� en - sondern durch 
eine totale Abrüstung herbeigeführt 
werden.

Harald Schober

Mehlplatz 2, 8010 Graz
Tel.: 0316 / 82 90 70
Fax: 0316 / 82 06 10

office@kinderland-steiermark.at
www.kinderland-steiermark.at

Ukraine, Syrien: Kein Frieden durch tödliche Wa� en

Leiharbeit
Ich selbst bin mit 49 Jahren ge-

rade „arbeitssuchend“, um es schö-
ner zu formulieren. 2010 war ich 
zum ersten Mal, nach 29 Dienst-
jahren in so einer Situation.

Ich musste schon damals die 
Erfahrung machen, dass man über 
das Arbeitsmarktservice selbst zu 
Leihfi rmen vermittelt wird. Zurzeit 
habe ich meine Daten bei 13 sol-
chen Firmen hinterlegt. Mit absolut 
KEINEM Ergebnis. 2010 habe ich 
eine Umschulung zum Mechatroni-
ker mit einer Ausbildungsdauer von 
18 Monaten fi nanziert bekommen. 
Danach bekam und bekomme ich 
keine Anstellung in diesem Beruf 
aufgrund mangelnder Praxis und 
zu hohem Alter.

Ein ernüchterndes Ergebnis.  
Wem nützt dann so eine Weiter-
bildungsmaßnahme und der Auf-
wand der Steuergelder wennkein 
Nutzen für die Betroffenen oder 
für die Wirtschaft entsteht? Mich 
hat es nicht weitergebracht. Und 
so werde ich, weiter Kurse besuchen 
und weiter hoff en, Arbeit mit einer 
sicheren Anstellung zu erhalten. 

Hermann Leitner

Regress aussitzen?
Mittlerweile scheint es, dass 

die Politzwillinge (SPÖ/ÖVP) den 
Regress in der Steiermark erfolgreich 
aussitzen und darauf warten, dass 
es österreichweit zu einer einheitli-
chen Lösung kommt. Für mich ist es 
unverständlich, dass zwei Politiker 
aus dem Bauch heraus entscheiden, 
dass diese bedenkliche, arrogante 
Vorgangsweise der Diskriminierung 
der Steirer in Ordnung geht. Wir 
werden weiterhin für blöd verkauft 
und ignoriert. Es wäre interessant 
zu wissen wie viele der 973.430 
wahlberechtigten Steirer, falls 
alle Regress zahlen müssten, diese 
ungerechte Behandlung tolerieren 
würden.

2015 gibt es wieder eine Wahl 
bei der zumindest die Regresszahler 
und der große Anteil der Familien-
mitglieder und andere überzeugte 
Bürger wissen werden, wen sie nicht 
wählen werden.

Ing. S.Baumann, Lebring
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Wir veröffentlichen 
kostenlos Ihre Klein-
anzeige: 
Steirische Volksstimme, 
Lagergasse 98a, 8020 
Graz, 
Tel. 0316 / 71 24 79
Fax 0316 / 71 62 91
volksstimme@kpoe-steiermark.at

Impressum: Medieninhaber, Herausge-
ber, Hersteller und Verleger: Landtags-
klub der KPÖ Steiermark, Herrengasse 
16/3, 8010 Graz. Für den Inhalt verant-
wortlich: Andreas Fuchs. Verlags- und 
Herstellungsort: m-4, Graz. Tel. 0316 / 
877-5102. Fax 0317 / 877-5108
E-Mail: volksstimme@kpoe-graz.at  // 
DVR: 0600008
O� enlegung: Das Grazer Stadtblatt / 
die Steirische Volksstimme – Informati-
onsblatt der KP Steiermark ist ein Regi-
onalmedium und dient der Information 
der steirischen Bevölkerung im Sinne 
der Arbeit der KPÖ Steiermark. Das Blatt 
ist unabhängig von kommerziellen In-
teressen und tritt für eine Stärkung des 
solidarischen Sozialsystems und gegen 
die Privatisierung von öff entlichem Ei-
gentum und öff entlichen Dienstleistun-
gen ein. Auf sprachliche 
Geschlechtsdiskriminie-
rung wird zugunsten der 
Gleichheit verzichtet.

STEIRISCHEVolksstimme

Name:

Adresse:

Bitte frankieren, 
wenn Marke zur 

Hand

  Die Volksstimme kostenlos bestellen!

Fax: 0316 / 877 51 08
E-Mail: kpoe-ltk@stmk.gv.at

Claudia Klimt-Weithaler
Landhaus, Herrengasse 16
8010 Graz

An die
Gedanken und Anregungen:

INFORMATION aus Stadt und Land! Aus erster Hand, kostenlos, 
unverbindlich, aktuell: Bestellen Sie die steirische Volksstimme!
Wir senden Ihnen unsere Zeitung künfi tg gerne kostenlos und 
unverbindlich zu.

Ich möchte: Die steirische Volksstimme und die 
Landtags-Informationen der KPÖ

Das Programm des KPÖ-Bildungsvereins
regelmäßig zugesendet bekommen.

Kontaktaufnahme, Mitarbeit

STEIRISCHEVolksstimme

TIERECKETiere suchen ein Zuhause
http://www.landestierschutzverein.at/

Beim Landestierschutzverein warten Haustiere auf neue Besitzer; 
oder entlaufene Lieblinge auf ihre alten... 
Folgende Tiere vermittelt das Tierheim des Landes tierschutzvereins, 
Grabenstraße 113, Graz, Tel. 0316 / 68 42 12 

Trixi: Schäfermischlingshün-
din, geboren Juni 2013. Sie 
ist aktiv, aufgeweckt und 
verspielt. Sie bräuchte noch 
etwas Erziehung, da sie etwas 
ungestüm ist.

Ice: ist ein ca. 6-jähriger, ka-
str. Maltesermischlingsrü-
de. Aufgewecktes Kerlchen, 
manchmal etwas launisch. 
Er sucht ein ruhiges Heim bei 
hundeerfahrenen Besitzern.

Luka: Kastr. Streunerkater, 
der bereits beginnt Vertrauen 
zu Menschen aufzubauen. 
Er ist ein hübscher Kater, der 
sich gut mit anderen Katzen 
verträgt.

Nala: ist eine schön gezeich-
nete, kastr. Streunerkatze. Sie 
ist noch ängstlich, wird aber 
sicher bei entsprechender 
Geduld eine freundliche Kat-
zendame.

Chinchilla: Zwei kastr. Chin-
chilla-Männchen, Daron und 
Gismo suchen gemeinsam 
ein schönes Heim. Zutraulich 
und handzahm. Für Leute mit 
Chinchillaerfahrung.

gegen
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Leistungsdruck
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Klein anzeigen
zu verschenken: Sony Mini 
Hi-Fi, schwarz, Radio, 2 Kas-
settendecks, 2 Boxen funk-
tionieren gut, CD-Player 
zu reparieren Tel. 0676/925 
1450, Reissen egger

Bautechnischer Zeichner 
(48) sucht Bürojob (30–40 
Stunden). Bin bereit, mich 
auch beruflich zu verän-
dern. Nur seriöse Angebote 
mit normaler Bezahlung. 
Keine Keilerjobs, Anlage-
geschäfte etc. Tel.0699 / 
81 77 86 75

Patchworkfamilie, 8 Per-
sonen, österr. Staatsbürger, 
sucht Haus oder Wohnung 
im Raum Graz, zur Miete 
oder ev. Kaufoption, Tel. 
0660/ 212 5018.

Steiermark, 27.3. bis 9.4.2014



GLB-KPO

Liste 5

Arbeiterkammerrat
Kurt Luttenberger

Arbeiterkammer-Wahl 27. März bis 9. April 2014

Mut zum Widerspruch

„Bitte nehmen Sie Ihr 
Wahlrecht wahr und 

stärken Sie die 
Arbeiterkammer mit 
Ihrer Stimme für den 

GLB-KPÖ.”


